
Unser  
Sozialstaat 
Zukunft gerecht gestalten!

W i r t s c h a f t s p o l i t i k  v e r. d i

Der Sozialstaat in der Pandemie� 1 

 

Der Sozialstaat in Deutschland –  

Geschichte und Struktur� 3

Sozialer Schutz  

in Beschäftigungsverhältnissen!� 6

Erwerbslose sozial absichern,  

Qualifizierung stärken!� 10 

 

Armutsfeste und Lebensstandard  

sichernde Renten!� 12

Gute Gesundheitsversorgung  

für alle!� 14

Wohnen – gesund und  

bezahlbar für alle!� 17

Familien und Kinder: gleiche  

Chancen und gute Bildung für alle! � 18

Daseinsvorsorge und  

Infrastruktur stärken!� 20

Finanzierung des Sozialstaats –  

eine Verteilungsfrage� 22



Herausgeber:

ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Ressort 1

Paula-Thiede-Ufer 10

10179 Berlin

Verantwortlich:

Frank Werneke

Bearbeitung:

Bereich Wirtschaftspolitik

Dr. Dierk Hirschel (Bereichsleiter)

Ralf Krämer

Dr. Patrick Schreiner

Anita Weber

Kontakt:

wirtschaftspolitik@verdi.de

www.wipo.verdi.de

Gestaltung und Satz:

VH-7 Medienküche GmbH, 70372 Stuttgart

www.vh7-m.de

Karikaturen:

Reinhard Alff, Dortmund

Druck:

DCM Druck Center Meckenheim GmbH & Co. KG

W-3834-03-0421

Juni 2021



1

Der Sozialstaat in der Pandemie

In der Pandemie war das Gesund­
heitssystem nicht auf den großen 

Ansturm schwer kranker Patienten 
vorbereitet. Die Politik versuchte 
zunächst, Zeit zu gewinnen. Die 
Ausbreitungsgeschwindigkeit des 
Virus sollte verlangsamt und ein 
Impfstoff möglichst schnell entwi­
ckelt werden. Deswegen versetzte 
die Politik Teile der Wirtschaft in 
ein künstliches Koma. Das öffent­
liche Leben wurde zum Stillstand 
gebracht und die Sozialkontakte 
der Bevölkerung eingeschränkt. 
Deutschland machte seine Grenzen 
dicht und schloss Kitas, Schulen, 
Theater sowie Restaurants, Kneipen 
und Hotels. 

Corona stürzte die Weltwirt­
schaft im Frühjahr 2020 in eine 
schwere Krise. Rund um den Globus 
kollabierte die Wirtschaft. Der Virus 
und die notwendigen gesundheits­
politischen Gegenmaßnahmen der 
Nationalstaaten dämpften Produk­
tion und Nachfrage.  Die deutsche 
Wirtschaft schrumpfte im Jahres­
durchschnitt 2020 um fünf Prozent.

Verkäuferinnen, Erzieherin-
nen, Pfleger und Reini-
gungskräfte sind beson-
ders gefährdet sich am 
Arbeitsplatz anzustecken.

!

Vor dem Virus sind nicht alle 
gleich. Zwar hatten sich auch Boris 
Johnson, Tom Hanks und Friedrich 
Merz angesteckt. Doch Verkäufe­
rinnen, Pfleger und Reinigungs­
kräfte müssen sich jeden Tag im  
öffentlichen Nahverkehr und am 
Arbeitsplatz einem Ansteckungs­
risiko aussetzen. Erschwerend hin­
zu kamen die ungleichen Folgen 
eingeschränkter Bewegungsfreiheit 
und ungleicher sozialer Risiken der 
Wirtschaftskrise. Besserverdienende 
konnten häufig ohne Gehaltsein­
bußen von zu Hause weiterarbeiten, 
während Geringverdienende auf 
Kurzarbeit gesetzt oder entlassen 
wurden. Folglich wuchs die soziale 
Ungleichheit in der Pandemie. 

Sozialstaat funktioniert
Die Pandemie war die Stunde 

der Regierung. Die Große Koalition 
reagierte mit einer entschlossenen 
Antikrisenpolitik schnell und weit­
gehend angemessen. Der Staat 
war handlungsfähig. Schutzschirme 
für Unternehmen und Beschäftigte 
verhinderten Unternehmensplei­
ten. Insgesamt mobilisierte die 
Bundesregierung rund 1,3 Billionen 
Euro im Kampf gegen Corona. Dies 
entspricht einem Drittel der deut­
schen Wirtschaftsleistung. 

Der Sozialstaat hat in der  
Krise weitestgehend funktioniert. 
Arbeitsminister Hubertus Heil hat  
die Kurzarbeit erleichtert und  
ausgeweitet. Durch diese Form  
der Arbeitszeitverkürzung wurden 
zunächst Massenentlassungen ver­
hindert. Gleichzeitig wurden viele 
Beschäftigte finanziell abgesichert.

Der Sozialstaat hat in  
der Krise weitgehend  
funktioniert. !

Das Kurzarbeitergeld, welches 
zunächst bei 60 Prozent des Netto­
gehalts liegt (67 Prozent mit Kin­
dern), wird nach sechs Monaten 
auf 80 Prozent (87 Prozent mit 
Kindern) erhöht. Beschäftigte mit 
geringen Einkommen mussten 
folglich in den ersten Monaten 
empfindliche Einbußen hinnehmen. 
Vielen Geringverdienenden wurde 
der Gang zum Sozialamt nicht er­
spart. Arbeitgeber, die Kurzarbeit 
beantragten, konnten sich ihre 
Lohnsumme inklusive der gesam­
ten Sozialversicherungsbeiträge 
vom Staat erstatten lassen. Dafür 
müssen sie nicht einmal auf Divi­
dendenausschüttungen verzichten.

Sozialschutzpakete
Die Bundesregierung schnürte 

in der Pandemie drei Sozialschutz-
Pakete. Selbstständige, denen die 
Einnahmen wegbrachen, konnten 
Hartz-IV beantragen, ohne ihre Er­
sparnisse aufbrauchen zu müssen. 
Vermögen und die Angemessen­
heit der Wohnungsmiete wurden 
nicht mehr geprüft. Zudem er­
hielten Hartz-IV-Empfänger und 
-Empfängerinnen einen Corona- 
Zuschuss von 150 Euro. Familien 
mit Kindern bekamen 2020 einen 
300-Euro-Kinderbonus und 2021 
weitere 150 Euro pro Kind, bedürf­
tige Familien zusätzlich einen Kin­
derzuschlag. 
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Berufstätige Eltern, die auf­
grund geschlossener Kitas und 
Schulen ihre Kinder selbst betreuen 
mussten, erhielten für sechs Wo­
chen eine Entschädigung von 67 
Prozent ihres Nettoeinkommens. 
Mieter durften in der Krise nicht 
wegen Mietschulden gekündigt 
werden. Für Solo-Selbstständige, 
Freiberufler und Freiberuflerinnen 
sowie Kleinunternehmer und Klein­
unternehmerinnen wurde ein milli­
ardenschwerer Solidaritätsfonds 
aufgelegt, der Zuschüsse zahlte. 
Für Kreativschaffende, Künstlerin­
nen und Publizistinnen gab es das 
Programm „Neustart Kultur“. 

Für die Krankenhäuser, die pan­
demiebedingt höhere Ausgaben 
und geringere Einnahmen hatten, 
spannte die Große Koalition einen 
Rettungsschirm auf. Sie wurden 
mit rund acht Milliarden Euro  
unterstützt.

Grenzen des Sozialstaats
Die Pandemie zeigt aber auch 

die Defizite unseres Sozialstaats. 
Solo-Selbstständige, Minijobber, 
Teilzeitbeschäftigte, Hartz-IV-Emp­
fängerinnen und -Empfänger, Aus­
zubildende, Studierende, Obdach­
lose und Alleinerziehende traf  
die Krise besonders hart. Arbeit­
nehmerrechte, Sozialkassen und 
Grundsicherung schützten sie nicht 
hinreichend vor Arbeitslosigkeit 
und Armut. 

Eine wichtige Ursache dafür ist 
ein weitgehend deregulierter Ar­
beitsmarkt. Leiharbeitskräfte, Mini­
jobberinnen und Teilzeitbeschäftigte 
verloren als Erste ihren Job. Die 
Unternehmen können diese unsicher 
Beschäftigten schnell loswerden. 

Solo-Selbstständige,  
Minijobberinnen, Teilzeit-
beschäftigte, Hartz-IV- 
Empfängerinnen, Aus
zubildende und Allein
erziehende wurden nicht 
hinreichend geschützt.

!
Insbesondere bei Niedriglohn­

empfängerinnen und Teilzeit­
beschäftigten reichte das Kurz­
arbeitergeld nicht, um die 
Lebenshaltungskosten zu decken. 
Minijobberinnen erhielten kein 
Kurzarbeiter- und Arbeitslosengeld. 
Soloselbstständige beziehen häufig 
keine Lohnersatzleistung, wenn sie 
ihren Job nicht mehr ausüben  
können, da nur wenige freiwillig in 
die Arbeitslosenversicherung ein­
zahlen. Darüber hinaus verschloss 
die Bundesregierung lange Zeit die 
Augen vor der prekären Lebens­
lage von Millionen Hartz-IV-Emp­
fängerinnen und -Empfängern. 
Während ihre Lebenshaltungs­
kosten pandemiebedingt stiegen, 
wurde der Regelsatz nicht erhöht. 
Der sehr spät gewährte Corona- 
Zuschuss glich die Mehrbelastung 
nicht aus. 

Nach der Pandemie müssen  
sozialpolitische Lehren gezogen 
werden. Der Arbeitsmarkt muss 
neu geordnet und alle Bevölke­
rungsgruppen in die sozialen  
Sicherungssysteme einbezogen 
werden. Das Gesundheitswesen 
muss ausgebaut werden. 
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Die großen Industriestaaten haben historisch große Hilfsprogramme aufgelegt.  
Quelle: IWF Fiscal Monitor, April 2021 
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Der Sozialstaat in Deutschland –  
Geschichte und Struktur

Der moderne Sozialstaat geht 
auf das 19. Jahrhundert zurück. 

Er war eine Reaktion auf die Indus­
trialisierung und die Verelendung 
breiter Bevölkerungsschichten. 
Durch staatliche Hilfe sollte die  
Lebenssituation Armer, Kranker 
und Schwacher verbessert werden. 
Das wichtigste Motiv dafür war 
nicht Menschenfreundlichkeit,  
sondern der Erhalt des sozialen 
Friedens.

Der Sozialstaat war eine 
Reaktion auf die Folgen 
des Frühkapitalismus.!

In den 1880er Jahren hat 
Reichskanzler Otto von Bismarck  
in Deutschland mit der Kranken-, 
der Renten- und der Unfallversi­
cherung die ersten Sozialversiche­
rungen eingeführt. Auch andere 
Bestandteile des Sozialstaats –  
beispielsweise Arbeitsschutzge­
setze, der gemeinwohlorientierte 
Wohnungsbau und die moderne 
Soziale Arbeit – haben ihre Wurzeln 
im späten 19. Jahrhundert. In der 
Weimarer Republik wurde der 
Sozialstaat weiter ausgebaut, bei­
spielsweise mit der Arbeitslosen­
versicherung 1927. Dieser Prozess 
verlief insgesamt zunächst zöger­
lich, ein hohes Leistungs- und Ver­
sorgungsniveau gab es noch nicht. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg aber 
haben Gewerkschaften, Sozial­
demokratie und die Sozialflügel  
der Unionsparteien in der Bundes­
republik die sozialstaatlichen  
Leistungen deutlich verbreitert. So 
kennt die Gesetzliche Rentenversi­
cherung seit 1957 das Prinzip der 
Lebensstandardsicherung im Alter. 
Die 1961 eingeführte Sozialhilfe 
überwand dank individueller  
sozialer Hilfen die letzten Reste  
des überkommenen Systems der 
Armenfürsorge. 

Seit den 1980er Jahren unter­
liegt der Sozialstaat einem neo­
liberalen Umbau, der – trotz ver­
einzelter Leistungserweiterungen 
wie etwa der Einführung einer 
Pflegeversicherung Mitte der 
1990er Jahre – auf Kostenerspar­
nis, Deregulierung und individuel­
ler Aktivierung für den Arbeits­
markt zielt: Hauptsache Arbeit, 
auch wenn es nur miese Jobs sind. 
In vielen Fällen führte und führt 
dies zu einem Abbau sozialstaat­
licher Leistungen.

Elemente des Sozialstaats
Folgt man einer weiten Defi­
nition, können dem Sozial­
staat folgende Aufgaben  
und Leistungen zugeordnet 
werden: Der Sozialpolitik im 
engeren Sinne zuzurechnen 
sind:

• �Sozialversicherung  
(Krankenversicherung,  
Unfallversicherung, Renten­
versicherung, Arbeitslosen­
versicherung, Pflegeversi­
cherung)

• �Grundsicherung

• �steuerfinanzierte Transfers, 

• �berufsständische Siche­
rungssysteme

• �Familienpolitik

• �Arbeitsschutz

• �Arbeitsmarktpolitik

• �Tarifvertragswesen

• �Mitbestimmung

• �Arbeitsrecht

• �Mietrecht

• �Steuersystem

In einem weiteren Sinne kann 
auch die Daseinsvorsorge 
dem Sozialstaat zugerechnet 
werden: Kommunale Daseins­
vorsorge, Bildungssystem, 
Wohnungsbau, Gesundheits­
wesen, Sozialwesen. Die Ab­
grenzung der verschiedenen 
Aufgaben und Leistungen 
wie auch die Abgrenzung 
von Sozialpolitik und Daseins­
vorsorge ist im Detail immer 
etwas unscharf.
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Sozialversicherung:  
Sozial und solidarisch

Die Bedeutung der Sozialversi­
cherung für den Sozialstaat kann 
kaum überschätzt werden. Sie 
wurde ursprünglich zur Absiche­
rung abhängig Beschäftigter ge­
gründet, und bis heute ist sie auf 
Lohnarbeit zentriert. Allerdings 
können einzelne Leistungen auch 
Personen erhalten, die nicht sozial-
versicherungspflichtig beschäftigt 
sind, etwa Berufsberatung durch 
die Agentur für Arbeit oder Ren­
tenpunkte für Zeiten der Kinder­
erziehung. 

Die Sozialversicherungen 
sind zentrale Elemente  
der sozialstaatlichen  
Absicherung.!

Die enge Verknüpfung der Sozi­
alversicherung mit der Lohnarbeit 
zeigt sich auch daran, dass deren 
Beiträge in der Regel zu gleichen 
Teilen durch Arbeitgeber und Be­
schäftigte bezahlt werden. Dieses 
Paritätsprinzip steht zwar immer 
wieder unter Beschuss, konnte 
aber bis heute weitgehend ge­
wahrt bleiben. Die durch SPD und 
Grüne 2005 abgeschaffte Parität in 
der Krankenversicherung wurde 
2019 – auch auf Druck der Ge­
werkschaften – wiederhergestellt. 
Eine Art versteckter Abschaffung 
der Parität besteht allerdings bis 
heute bei der Rentenversicherung: 
Durch Rot-Grün in den 2000er  
Jahren vorgenommene Leistungs­
kürzungen sollten durch private 
Riester-Versicherungen ausgegli­
chen werden, an deren Finanzie­
rung die Arbeitgeber allenfalls im 
Rahmen bestimmter Betriebsrenten 
beteiligt sind.

Die Sozialversicherung mit ihren 
fünf Zweigen (Krankenversiche­
rung, Unfallversicherung, Renten-
versicherung, Arbeitslosenversiche­
rung, Pflegeversicherung) sichert 
ihre Mitglieder gegen Risiken wie 
Krankheit, Arbeitslosigkeit, Er­
werbsunfähigkeit oder Pflege­
bedürftigkeit ab. Die Finanzierung 
erfolgt teilweise – etwa in der 
Krankenversicherung – bei den  
bedarfsabhängigen Leistungen 
nach dem Solidarprinzip: Wer mehr 
verdient, bezahlt einen höheren 
Beitrag – die Leistungen aber be-
messen sich nach dem Bedarf. 

Das Solidarprinzip wird wieder­
um durch den Umstand begrenzt,  
dass Beschäftigte mit sehr hohen 
Gehältern sich durch Wechsel in 
eine private Versicherung der ge­
setzlichen Krankenversicherung 
entziehen können. Bei den Lohner­
satzleistungen gilt wiederum das 
Äquivalenzprinzip: Wer aufgrund 

Der Sozialstaat ist breit aufgestellt 
Struktur der Sozialleistungen 2019* 

Sozialbudget
insgesamt1):

1040,3 Mrd. €

Sozial-
versicherung2)

629,8 Mrd. € 
= 61,4%

weitere Leistungen3):
66,6 Mrd. € = 6,1%

Betriebl. Altersversorgung:
26,8 Mrd. € = 2,5%

Entgeltfortzahlung:
58,8 Mrd. € = 5,4%

Jugend- u. Sozialhilfe:
90,0 Mrd. € = 8,3%

Pensionen u. Beihilfen:
84,5 Mrd. € = 7,8%

Kindergeld/Familien-
leistungsausgleich:

47,6 Mrd. € = 4,4%

Grundsicherung für
Arbeitsuchende:

43,3 Mrd. € = 4,0%

*) Geschätzte Werte   1) Sozialbudget insgesamt u. allgemeine Systeme konsolidiert um Beiträge des Staates   2) Ohne wechselseitige Verrech-
nung der einzelnen Institutionen. Summenbildung u. isolierte Prozentuierung sind nicht möglich.   3) u. a. Wohngeld, BAföG, Elterngeld, PKV

Krankenversicherung:
250,1 Mrd. € = 23,1%

Rentenversicherung:
330,2 Mrd. € = 30,5%

Unfallversicherung:
14,2 Mrd. € = 1,3%

Pflegeversicherung:
42,4 Mrd. € = 3,9%

Arbeitslosenversicherung:
28,2 Mrd. € = 2,6%

Die Rentenversicherung und die Krankenversicherung sind die mit Abstand größten Ausgabenbereiche der Sozialleistungen.  
Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2020 ), Sozialbudget. Darstellung: sozialpolitik-aktuell.de



5höheren Einkommens höhere Bei­
träge gezahlt hat, bekommt auch 
höhere Leistungen. Dies soll den 
Lebensstandard sichern und die 
Unterstützung des Sozialsystems 
auch bei durchschnittlich oder  
besser verdienenden Beschäftigten 
befördern.

Trägervielfalt und  
Privatisierungsprozesse

Für die Leistungen des Sozial­
staats zeichnet eine Vielzahl ver­
schiedener Akteure verantwortlich: 
öffentliche und private, gemein­
nützige und eigennützige. So sind 
die Sozialversicherungen – ein­
schließlich der etwa 100 Kranken­
versicherungen – selbstständige  
Körperschaften des öffentlichen 
Rechts. Versicherte und Arbeit­
geber sind in deren Entscheidungs­
prozesse im Rahmen der Selbst­
verwaltung eng eingebunden. 
Auch in anderen Bereichen des  
Sozialstaats finden sich öffentliche, 
oft kommunale Träger.

Die Wohlfahrtsverbände wie 
etwa Arbeiterwohlfahrt, Diakonie 
oder Caritas, aber auch viele klei­
nere, sind nicht-öffentliche, ge­
meinnützige Träger, die eine Viel­
zahl sozialstaatlicher Leistungen 
erbringen. Gemeinnützige (auch 
gewerkschaftliche) Träger sind 
auch im Bereich der aktiven Arbeits­
marktpolitik sowie der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung tätig. Die 
große Bedeutung der Gemein­
nützigen hat historische Gründe: 
Sie sollten Staatsferne gewährleis­
ten und zugleich die weltanschau­
liche und religiöse Vielfalt der Ge­
sellschaft spiegeln. Die kirchlichen 

Arbeitgeber genießen dabei einige 
mittelalterliche arbeitsrechtliche 
Privilegien, die deren Beschäftigte 
etwa bei Mitbestimmung und Tarif­
bindung schlechterstellen.

Auch in Sozialwirtschaft 
und Bildungswesen greifen 
Profitorientierung und  
prekäre Arbeit immer  
weiter um sich.

!
Schon immer gab es neben  

öffentlichen und gemeinnützigen 
auch kommerzielle, gewinnorien­
tierte Akteure, die öffentlich finan­
ziert sozialstaatliche Leistungen  
erbringen. Im Zuge des neoliberalen 
Umbaus des Sozialstaats sind sie 
auf dem Vormarsch. So drängen 
auf der Suche nach Profiten private 
Träger heute etwa in den Bereichen 
Krankenhäuser, Pflegeheime,  
soziale Arbeit, aktive Arbeitsmarkt­
politik und Erwachsenenbildung 
auf den Markt. Für deren Beschäf­
tigte hat dies oft negative Aus­
wirkungen: Tarifflucht, Arbeits­
verdichtung, Vermeidung der 
Mitbestimmung sowie die Ausglie­
derung von Unternehmensteilen 
sind bei privaten Trägern und  
Unternehmen weit verbreitet. Ge­
meinnützige und sogar öffentliche 
Träger ziehen diesbezüglich aller­
dings längst nach.

Interventionsweisen  
des Sozialstaats
Ein Sozialstaat soll soziale Risi­
ken minimieren, deren uner­
wünschten Folgen beheben und 
die Lebenslagen von Menschen 
verbessern. Hierzu nimmt er  
Einfluss auf Wirtschaft, Markt­
prozesse und Gesellschaft. Er 
hat dafür drei Mechanismen:

• ��Erstens verteilt der Sozialstaat 
Einkommen um. Hier sind die 
Sozialversicherung – allen vor­
an die gesetzliche Rente – so­
wie staatliche Sozialtransfers 
wie das Elterngeld Beispiele.

• ��Zweitens stellt der Sozialstaat 
bestimmte Einrichtungen und 
Dienstleistungen bereit. Auch 
hier ist die Sozialversicherung 
zu nennen, so finanzieren 
etwa Kranken- und Pflegever­
sicherung Einrichtungen bzw. 
Dienstleistungen des Gesund­
heitswesens und der Pflege. 
Beispiele jenseits der Sozial­
versicherung sind hierfür die 
kommunale Daseinsvorsorge 
sowie das Bildungswesen, die 
beide in weiten Teilen einkom­
mensunabhängig sind. 

• ��Drittens regelt der Sozialstaat 
durch Gebote und Verbote 
das Verhalten von Menschen, 
Institutionen und Unterneh­
men. Dies spielt am Arbeits­
markt eine wichtige Rolle – 
schon sehr früh beispielsweise 
wurde Kinderarbeit verboten.
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Die Regulierung des Arbeits­
marktes ist ein Kernbereich des 

Sozialstaats. Die Regierungen unter 
Helmut Kohl (CDU/CSU-FDP) und 
Gerhard Schröder (SPD-Grüne) voll­
zogen von den 1980er bis in die 
2000er Jahre einen neoliberalen 
Kurswechsel. Billige und unsichere 
Jobs nahmen stark zu – oft durch 
Umwandlung zuvor guter Beschäf­
tigungsverhältnisse. Verschlechte­
rungen bei der Absicherung von Er­
werbslosigkeit – Stichwort Hartz IV 
– führten zu schlechterer und un­
sicherer Arbeit. Fast jeder angebo­
tene Job musste nun angenommen 
werden. Der Kündigungsschutz 
wurde geschwächt. Atypische Be­
schäftigungsverhältnisse wurden 
ausgeweitet.

Verbesserungen in Teilbereichen 
konnten diese Entwicklung nicht 
umkehren. Die Förderung atypi­
scher und prekärer Beschäftigung, 
Ausgliederungen im öffentlichen 

Dienst und in der Sozialwirtschaft 
sowie der Ausbau des Niedriglohn­
sektors schwächten die Verhand­
lungsposition der Beschäftigten 
und ihrer Gewerkschaften.

Tarifbindung und  
Mitbestimmung –  
den Rückgang umkehren

Tarifverträge und Mitbestim­
mung im Unternehmen und im  
Betrieb schützen die Beschäftigten 
vor Willkür und übermäßiger Aus­
beutung durch ihre Arbeitgeber. 
Zugleich sorgen Tarifverträge –  
vor allem als Flächentarifverträge – 
für fairen Wettbewerb. Denn sie 
verhindern, dass ein Unternehmen 
Konkurrenzvorteile durch schlech­
tere Bezahlung oder längere Ar­
beitszeit erlangt. Und nicht zuletzt 
sind hohe, für alle Betriebe ein­
heitliche Löhne ein Anreiz, durch 
Investitionen und Effizienz die Pro­
duktivität zu erhöhen.

Die Tarifbindung ist heute auf 
dem Rückmarsch. Beschleunigt seit 
den 1990er Jahren wenden sich 
immer mehr Arbeitgeber vom Tarif­
vertragssystem ab. Viele ihrer Ver­
bände bieten Mitgliedschaften 
ohne Tarifbindung an. Zugleich 
sind immer mehr Beschäftigte für 
Gewerkschaften immer schwerer 
zu erreichen, aufgrund kleinteiliger 
Betriebsstrukturen und flexibler Ar­
beitsverhältnisse. Privatisierungen, 
die Zerschlagung großer Betriebe 
in kleinere Einheiten sowie Ausglie­
derungen führten zu immer mehr 
tarifvertragsfreien Zonen und einen 
abnehmenden gewerkschaftlichen 
Organisationsgrad. Politisch war 
dies lange Zeit durchaus er­
wünscht. Und noch heute werden 
Märkte weiter liberalisiert. Auch 
greift Wettbewerb um den nied­
rigsten Preis bei der Vergabe öf­
fentlicher Aufträge immer weiter 
um sich, was tarifgebundene Un­
ternehmen unter Druck setzt.

Unterlaufen wird auch die Mit­
bestimmung. Die Tricks der Arbeit­
geber, etwa die Gründung von  
Betriebsräten zu unterbinden, sind 
zahlreich. Nach Angaben des Wirt­
schafts- und Sozialwissenschaftli­
chen Instituts gibt zudem über die 
Hälfte der befragten Betriebsräte 
an, dass sie von ihrem Arbeitgeber 
in ihrer Tätigkeit behindert werden. 
In fast jedem zehnten Betrieb ist 
dies sogar häufig der Fall. Die be­
triebliche Mitbestimmung ist rück­
läufig: Arbeiteten im Jahr 2000 in 
Westdeutschland noch 50 Prozent 
und in Ostdeutschland 41 Prozent 
der Beschäftigten in Betrieben mit 
Betriebsrat, waren es 2019 nur 
noch 41 bzw. 36 Prozent.

Sozialer Schutz  
in Beschäftigungsverhältnissen!

Mehr atypische Beschäftigung – weniger Vollzeit
Anteile von Beschäftigungsformen an Arbeitnehmern 2000–2019
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Quelle: IAB, BA, eigene Berechnungen, September 2020
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Tarifbindung und  
Mitbestimmung gehen  
zurück.!

Bei der Unternehmensmitbe­
stimmung – die Aufsichtsrats-Mit­
gliedschaft von Vertreterinnen und 
Vertretern der Beschäftigten – sieht 
es nicht besser aus: Hatten 2002 
noch 767 Unternehmen einen pari­
tätisch besetzten Aufsichtsrat, so 
waren es 2019 nur noch 652. Be­
sonders stark war der Rückgang 
bei Aktiengesellschaften. Bei jedem 
dritten Unternehmen mit mehr als 
2000 inländischen Beschäftigten 
fehlt der mitbestimmte Aufsichtsrat. 
Möglichkeiten, die Unternehmens­
mitbestimmung zu umgehen, gibt 
es einige – etwa der Rückgriff auf 
europäische Rechtsformen.

ver.di fordert:
• ��Das Tarifvertragssystem muss ge­

stärkt werden. Die Allgemein­
verbindlicherklärung und die  
kollektive Nachwirkung von Tarif­
verträgen ist zu erleichtern. (Bei 
der Nachwirkung gilt ein Tarifver­
trag nach Ablauf weiter, bis eine 
neue Abmachung getroffen ist. 

Dies betrifft nur jene Beschäftig­
te, die beim Ende des Tarifver­
trags schon beschäftigt waren 
und Mitglied der Gewerkschaft 
sind.)

• ��Wir brauchen ein Bundestarif­
treuegesetz, das öffentliche  
Aufträge, Förderungen und 
staatliche (Re-)Finanzierungen  
an repräsentative Tarifverträge 
knüpft. 

• ��Mitgliedschaften ohne Tarifbin­
dung in Arbeitgeberverbänden 
sind abzuschaffen.

• ��Wir wollen mehr Mitbestim­
mungsrechte von Betriebs- und 
Personalräten bezogen auf Ar­
beits- und Gesundheitsschutz, 
Weiterbildung, digitale Arbeit, 
Fremdpersonaleinsatz, Personal­
bemessung und Beschäftigungs­
sicherung. 

• ��In der Unternehmensmitbestim­
mung sollen Mitbestimmungsver­
meidung oder -flucht auf natio­
naler und europäischer Ebene 
gesetzlich verhindert werden.

• ��Betriebsratswahlen sind zu  
vereinfachen und Betriebsräte 
besser zu schützen. Die (ohnehin 
illegale) Unterdrückung der 
Gründung von Betriebsräten ist 
strikter zu verfolgen.

Befristungen, Leiharbeit,  
Werkverträge – atypisch und 
oft prekär

Atypische Beschäftigungsver­
hältnisse – insbesondere Minijobs, 
befristete Jobs, Leiharbeit und 
Werkvertrags-Konstruktionen – 
sind für die Beschäftigten mit enor­
mer Unsicherheit und oft schlech­
ter Bezahlung verbunden. In den 
vergangenen Jahrzehnten haben 
sie deutlich zugenommen. Aus 
Sicht von Politik und Arbeitgebern 
konnten die Arbeitsmärkte kaum 
flexibel genug sein – die Beschäf­
tigten sollten die bitteren Pillen 
schlucken. So waren 2018 über 
drei Millionen Arbeitsverhältnisse 
in Deutschland befristet, dies ent­
spricht gegenüber 2001 beinahe 
einer Verdopplung. Insbesondere 
sachgrundlose Befristungen sind 
dafür verantwortlich. Besonders 
viele Befristungen gibt es im öf­
fentlichen Dienst. 

Die Leiharbeit ist in Deutschland 
seit ihrer ersten Reform 1985 von 
damals 42.000 Personen auf etwa 
1 Mio. Personen in den späten 
2010er Jahren geradezu explodiert. 
Seit einigen Jahren stagniert sie  
allerdings bzw. weist sogar leichte 
Rückgänge auf. Dies ist auf vor­
sichtige Regulierungen zurück­
zuführen, mit der die Politik beson­
ders üble Praktiken einschränken  
möchte. Viele Arbeitgeber wichen 
daraufhin auf Werkvertrags-Konst­
ruktionen aus.

ver.di fordert:
• ��Die sachgrundlose Befristung  

ist abzuschaffen.
• ��Kettenbefristungen und Befris­

tungen nach Sachgrund sind  
einzuschränken.

• ��Der Missbrauch von Werkver­
trägen muss durch wirksame  
Gesetze und Kontrollen verhin­
dert werden.

Tarifbindung in Deutschland nimmt ab
Anteil der tarifgebundenen Beschäftigten in Prozent
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• ��In der Zeit- und Leiharbeit brau­
chen wir gleiche Bezahlung und 
Arbeitsbedingungen vom ersten 
Tag der Verleihung an, plus 10 
Prozent Flexibilitätszulage. Der 
Streikbrechereinsatz muss in allen 
Fällen untersagt werden. Die 
Höchstüberlassungsdauer muss 
sich auf den Arbeitsplatz beziehen.

Ein Mindestlohn für Arbeit  
in Würde

Seit dem 1. Januar 2015 hat 
Deutschland einen allgemeinen ge­
setzlichen Mindestlohn. Seit Juli 
2021 beträgt er 9,60 Euro pro 
Stunde. Die Gewerkschaften haben 
sich viele Jahre für ihn eingesetzt. 
Er war eine unmittelbare Reaktion 
auf den großen Niedriglohnsektor 
wie auch auf die immer weiter um 
sich greifende Tarifflucht: Er unter­
bindet zumindest extrem niedrige 
Löhne.

Wir brauchen einen  
deutlich höheren  
Mindestlohn.!

Allerdings ist der Mindestlohn 
selbst ein Niedriglohn. Bei seiner 
Einführung wurde aus politischen 
Gründen, und um bundesweit ein 
einheitliches Niveau zu ermögli­
chen, ein vergleichsweise niedriger 
Betrag gewählt. Diesen hat man  
seitdem lediglich in Höhe der allge­
meinen Lohnentwicklung fortge­
schrieben, faktisch blieb er sogar 
dahinter zurück. Um wirklich ar­
mutsfest zu sein und Niedriglöhne 
noch effektiver zu bekämpfen, 
muss der Mindestlohn deutlich an­
gehoben werden.

ver.di fordert:
• ��Wir brauchen einen armutsfesten 

allgemeinen gesetzlichen Min­
destlohn. Deshalb muss er 
schleunigst durch eine politische 
Entscheidung auf mindestens  
12 Euro angehoben werden. 

• ��Solo-Selbstständige und Platt­
formbeschäftigte brauchen  
analog Mindesthonorare.

Minijobs – flexibel für Arbeit
geber, prekär für Beschäftigte

Minijobs sind geringfügige Be­
schäftigungen mit einem Lohn von 
höchstens 450 Euro im Monat oder 
einer Arbeitsdauer von maximal 70 
Tagen im Kalenderjahr. Im Grunde 
unterliegen auch sie dem vollen 
Schutz des Arbeitsrechts. Faktisch 
werden diese Rechte allerdings 
sehr häufig missachtet. Und: Wer 
einen Minijob hat, ist weder gegen 
Arbeitslosigkeit noch in der Kran­
ken- oder Pflegeversicherung versi­
chert. Auch Kurzarbeitergeld erhal­
ten Minijobberinnen und 
Minijobber nicht, was in der Coro­
na-Krise für viele ein böses Erwa­
chen bedeutete. Auch nutzen viele 
von ihnen die Möglichkeit, sich von 
der Rentenversicherungspflicht be­
freien zu lassen. 

Diese schlechtere soziale Absi­
cherung kann zu Unsicherheit und 
(Alters-)Armut führen. Die Arbeit­
geber hingegen profitieren: Sie 
zahlen in der Regel geringere Löh­
ne und können die Beschäftigten 
zeitlich flexibler einsetzen als Voll­
zeitkräfte. Was sie insbesondere im 
Einzelhandel und im Gastgewerbe 
gerne tun. 

ver.di fordert: Minijobs müssen in 
reguläre, sozialversicherungspflich­
tige Arbeit umgewandelt werden.

Solo-Selbstständige –  
oft schlecht bezahlt und 
schlecht abgesichert

In der Sozialgesetzgebung wer­
den Solo-Selbstständige in vielen 
Bereichen nicht mitgedacht. Vom 
sozialen Schutz der Solidargemein­
schaft sind sie in weiten Teilen aus­
geschlossen. Dahinter steht die 
überholte Vorstellung, selbst­
ständig Tätige seien in der Regel 
gut genug gestellt, um allein für 
Alter, Krankheit, Auftragslosigkeit 
und den Pflegefall vorzusorgen. 
Leider geht diese Annahme an der 
Realität der meisten Solo-Selbst­
ständigen vorbei. Denn unsichere 
Auftragslagen sowie schlechte Be­
zahlung prägen längst auch ihre 
berufliche Existenz.

Hunderttausende arbeiten in 
Deutschland wirtschaftlich abhän­
gig und persönlich weisungsge­
bunden – werden aber trotzdem 
formal als Selbstständige beschäf­
tigt. Der Grund dafür: Anspruch 
beispielsweise auf Kündigungs­
schutz, auf Arbeitgeberbeiträge 
zur Sozialversicherung oder auf  
Urlaub haben nur abhängig Be­
schäftigte, ebenso gelten Tarifver­
träge nur für sie. Arbeitskräfte,  
die die entsprechenden Ansprüche 
nicht ins Honorar einpreisen kön­
nen, sind weit billiger. Nicht selten 
handelt es sich hierbei um Schein­
selbstständigkeit. Zwar ist für 
Scheinselbstständige, wenn die  
falsche Etikettierung auffliegt, die 
Zahlung der Sozialversicherung 
durch die Arbeitgeber fällig.  
Manche müssen auch fest ange­
stellt werden. Allerdings regelt kein 
Gesetz, was Scheinselbstständig­
keit im Detail ausmacht.

Ein gutes Modell für die Absi­
cherung Selbstständiger im Kultur- 
und Medienbereich ist die Künst­
lersozialkasse (KSK). Sie ermöglicht 
als Pflichtversicherung selbstständi­
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den eine bezahlbare gesetzliche 
Renten- sowie Kranken- und Pfle­
geversicherung. Die Auftraggeber 
entrichten dabei eine Pauschale 
auf alle einschlägigen externen 
Aufträge, um die soziale Sicherung 
ihrer einzeln arbeitenden Auftrag­
nehmerinnen und Auftragnehmer 
mitzuversichern. Zudem leistet der 
Staat einen Zuschuss.

ver.di fordert:
• ��Das Sozialversicherungssystem 

muss den zunehmend hetero­
genen und hybriden Berufsbio­
grafien, also dass Menschen 
gleichzeitig oder nacheinander 
verschiedene Formen von Arbeits­
verhältnissen haben, etwa ange­
stellt und selbstständig sind, ange­
passt werden. Alle Erwerbstätigen 
sind in durchlässige, statusunab­
hängige soziale Sicherungssysteme 
einzubeziehen. Dabei darf der  
Beitrag zu den verschiedenen 
Zweigen der Sozialversicherung für 
Selbstständige nicht zu finanzieller 
Überforderung führen.

• ��Unternehmen, die Aufträge an 
Solo-Selbstständige vergeben, 
müssen an den Sozialversiche­
rungskosten der Beauftragten 
beteiligt werden.

• ��Die freiwillige Arbeitslosenver­
sicherung muss allen Solo-Selbst­
ständigen grundsätzlich offen­
stehen und in Richtung einer 
Erwerbslosenversicherung weiter­
entwickelt werden. Beitrags-  
und Leistungsbedingungen sind 
analog zu denen der abhängig 
Beschäftigten auszugestalten. 

• ��Gesetzlich krankenversicherte 
Selbstständige sollten Versiche­
rungsbeiträge wie abhängig  
Beschäftigte zahlen, wobei als 
Bemessungsgrundlage aus­
schließlich das Erwerbseinkom­
men gelten soll.

Menschen mit Behinderung – 
umfassende Teilhabe steht  
noch aus

Mit der UN-Behindertenrechts­
konvention von 2009 hat ein Para­
digmenwechsel stattgefunden: 
Weg vom Fürsorgeprinzip hin zum 
Recht auf umfassende gesellschaft­
liche Teilhabe – auf Inklusion. Die­
sem Anspruch wird Deutschland  
im Bildungswesen allerdings nicht 
gerecht – und auch nicht in der  
Arbeitswelt: So sind Menschen mit 
Beeinträchtigungen länger arbeits­
los als Menschen ohne Beeinträch­
tigungen, sie haben größere  
Sorgen um ihre persönliche wirt­
schaftliche Lage und sie bestreiten 
ihren Lebensunterhalt seltener aus 
ihrem Erwerbseinkommen. 

ver.di fordert:
• ��Die Sechs-Prozent-Beschäfti­

gungspflichtquote muss wieder 
eingeführt werden. Zudem brau­
chen wir eine deutliche höhere 
Ausgleichsabgabe für Unterneh­
men, die nur unzureichend Men­
schen mit Behinderung einstellen. 
Das Nichterfüllen der Beschäfti­
gungspflicht muss wirksamer als 
bisher als Ordnungswidrigkeit mit 
Bußgeld geahndet werden.

• ��Um die Arbeitgeber stärker in  
die Pflicht zu nehmen, brauchen 
wir verbindlichere Festlegungen 
zur betrieblichen Ausbildung von 
Jugendlichen mit Behinderung.

• ��Wir brauchen ein inklusives  
Bildungssystem in allen Bundes­
ländern. Bildungseinrichtungen 
sind mit ausreichenden materiel­
len, personellen sowie sonder- 
und sozialpädagogischen und 
pflegerischen Ressourcen auszu­
statten.
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Erwerbslose sozial absichern,  
Qualifizierung stärken!

Im Zuge der Corona-Krise ist die 
Arbeitslosigkeit in Deutschland 

erstmals seit der Finanzkrise 2008 
wieder gestiegen. Im Jahresdurch­
schnitt 2020 waren es 2,7 Millio­
nen, dazu kommen knapp eine 
Million Personen „stille Reserve“, 
die sich in arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen befinden oder nicht 
registriert sind. Der Beschäfti­
gungsrückgang traf am stärksten 
Minijobber, Teilzeitbeschäftigte 
und Selbstständige.

Nur sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte haben Anspruch auf 
Kurzarbeitergeld und auf Arbeitslo­
sengeld I, das 60 bzw. mit Kindern 
67 Prozent des vorherigen Netto­
lohns beträgt. Alle anderen können 
nur Arbeitslosengeld II, also Grund­
sicherung/Hartz IV beantragen – 
wenn sie keine hinreichenden Ein­
kommen oder verwertbare 
Vermögen haben. Auch wenn die 
Prüfung des Vermögens und der 
Angemessenheit der Wohnung – 
befristet und nur für Neuzugänge 
– ausgesetzt wurden, war das für 
viele Selbstständige keine Option. 

Hartz IV bedeutet Armut
Über zwei Drittel aller Arbeitslo­

sen in Deutschland sind von Armut 
bedroht. Dieser Wert ist seit An­
fang der 2000er Jahre stark ange­
stiegen. Eine Ursache dafür waren 
die Hartz-Reformen. Die Hartz-IV-
Leistungen – 446 Euro monatlich 
für Singles, Kinder je nach Alter 
283 bis 373 Euro, plus „angemes­
sene“ Wohnkosten – sind zu nied­
rig und reichen kaum zum Leben. 
Sie üben auch starken Druck auf 
die Beschäftigten und ihre Löhne 
aus. Jede/r muss fürchten, bei Ar­
beitslosigkeit in Hartz IV abzurut­
schen.

Das Arbeitslosengeld I wird nur 
zeitlich begrenzt gezahlt, zumeist 
für ein Jahr, bei Älteren bis maxi­
mal zwei Jahre für über 58-Jährige. 
Die früher anschließende Arbeits­
losenhilfe wurde abgeschafft, 
ebenso der Qualifikationsschutz. 
Seitdem müssen Arbeitslose ange­
botene Stellen auch dann anneh­
men, wenn diese zu der erworbe­
nen Qualifikation keinen Bezug 
haben und sie damit entwerten. 
Bei Ablehnung von Arbeitsange­
boten oder auch nur verpassten 
Terminen drohen Sanktionen, also 
noch weiter gekürzte Leistungen.

ver.di will eine Politik,  
die Beschäftigte bei 
Arbeitslosigkeit und im 
Strukturwandel vor einem  
Abrutschen ins Grund
sicherungssystem schützt.

!

ver.di für armutsfeste soziale 
Sicherung ohne Sanktionen

Die Bezugsdauer beim Arbeits­
losengeld I ist zu verlängern. Ar­
beitslose sollen für je zwei Beschäf­
tigungsjahre einen zusätzlichen 
Monat Arbeitslosengeld erhalten 
(2:1-Regel). Bestimmte Zeiten der 
Kinderbetreuung und der Pflege 
von Angehörigen werden den Be­
schäftigungszeiten gleichgestellt. 
Anschließend soll für bis zu zwei 
Jahre ein Anschlussarbeitslosen­
geld in Höhe von 58 Prozent des 
letzten Nettolohnes möglich sein.

Die Leistungen der Grundsiche­
rung müssen die Bedarfe decken 
und soziale Teilhabe ermöglichen. 
Das bedeutet eine kräftige Erhö­
hung der Regelsätze in Richtung 
600 Euro für Singles und in ähnli­
chem Verhältnis auch für Familien­
angehörige. Auch die Erstattung 
der Kosten der Unterkunft und die 
Prüfung der Angemessenheit der 
Wohnung sowie die Freibeträge  
für Vermögen müssen großzügiger 
gestaltet werden.

Das bestehende Sanktions-
regime muss dauerhaft 
aufgehoben werden. !

Armut gestiegen – Bildung und Erwerbstätigkeit schützen
Betroffenheit von Armut nach verschiedenen Merkmalen in Deutschland (in Prozent)

Ins
ge

sa
mt

erw
erb

stä
tig

 

Vo
llz

eit

erw
erb

stä
tig

 

Te
ilz

eit
/ge

rin
g

Hau
pt

sch
ule

 oh
ne

 

Be
ru

fsa
bs

ch
lus

s

Hau
pt

sch
ule

 m
it 

Be
ru

fsa
bs

ch
lus

s

Hoc
hs

ch
ul-

ab
sch

lus
s

arb
eit

slo
s

12,4 15,3
4,4 4,7

12,3 16,1

51,5

68,8

24,6
34,7

11,6 14,3
4,7 6,5

2005–2009

2015–2018

Geringe Qualifikation erhöht das Risiko für Erwerbslosigkeit und Armut.  
Quelle: Datenreport 2021 auf Basis des SOEP



11Das sogenannte soziokulturelle 
Existenzminimum darf nicht sankti­
oniert werden. Die Zumutbarkeits­
regelungen müssen auf „Gute  
Arbeit“ ausgerichtet sein und dür­
fen Betroffene nicht zu prekärer 
Beschäftigung verpflichten. Der 
Qualifikationsschutz muss wieder 
greifen. Aufstockende Personen, 
die ein zu geringes Erwerbs- bzw. 
Ausbildungseinkommen haben, 
sollen aus dem Hartz-System her­
ausgenommen werden.

Bildung und Ausbildung
Die Corona-Krise hat auch die 

berufliche Bildung erfasst. Seit lan­
gem gibt es nicht genügend gute 
Ausbildungsplätze für alle, die ei­
nen suchen. Besonders Jugendliche 
mit Hauptschulabschluss haben oft 
Probleme. Die Lage ist zudem regi­
onal sehr unterschiedlich, ungünstig 
besonders in Berlin und in Städten 
in Hessen, NRW und Sachsen.

Junge Menschen dürfen nicht in 
„Warteschleifen“ verschwinden 
oder durch schulische Maßnahmen 
aufgefangen werden. ver.di fordert 
daher eine Ausbildungsplatzgaran­
tie, die für junge Menschen Unab­
hängigkeit und Sicherheit schafft. 

Zugleich ist so ein künftig drohen­
der Fachkräftemangel zu verhin­
dern. Eine Ausbildungsplatzabgabe 
soll dafür sorgen, dass alle Unter­
nehmen sich an den Aufwendun­
gen beteiligen. Es sind Standards 
für die Ausbildungsqualität fest­
zulegen, die nicht unterschritten 
werden dürfen.

Für alle Berufe muss die 
Ausbildung kostenfrei sein. 
Nötig ist ein gesetzlicher 
Anspruch auf angemessene 
Ausbildungsvergütung.

!
Um auch Kindern aus finanz­

schwächeren Familien ein Studium 
zu ermöglichen und so Chancen­
gleichheit zu fördern, ist das Bun­
desausbildungsförderungsgesetz 
(BAföG) ein zentrales Instrument. 
Doch mittlerweile ist der Anteil der 

Geförderten unter den Studieren­
den auf einen historischen Tiefst­
stand von 11 Prozent gesunken. 
Zudem sind die Leistungen zu 
niedrig. ver.di fordert daher eine 
Erhöhung des Regelbedarfs um 
mindestens 150 Euro sowie höhere 
Elternfreibeträge. Die Förderungs­
höchstdauer muss erhöht und die 
Altersgrenzen aufgehoben werden. 
Künftig soll das BAföG vollständig 
als Zuschuss und nicht als Kredit 
gezahlt werden.

Daneben ist ein Rechtsanspruch 
auf aktive Förderung und für die 
individuelle berufliche Weiter­
bildung nötig. Hierzu sind beste­
hende Förderinstrumente wie das 
BAföG oder das Aufstiegsfort­
bildungsförderungsgesetz (AFBG) 
in ein Bildungsförderungsgesetz 
zusammenzuführen und Förder­
lücken zu schließen.
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Armutsfeste und Lebensstandard  
sichernde Renten!

Die soziale Absicherung im Alter 
war eine große Errungenschaft 

des westdeutschen Sozialstaats 
und auch in der DDR. Die große 
Rentenreform 1957 sorgte dafür, 
dass Rentnerinnen und Rentner in 
der Bundesrepublik in Würde al­
tern konnten. Im 21. Jahrhundert 
ist dieser soziale Fortschritt unter 
die Räder gekommen. Die gesetz­
liche Rente schützt heute weder  
vor Armut, noch sichert sie den  
Lebensstandard. 

Über eine Million ältere und  
erwerbsgeminderte Menschen 
müssen zum Sozialamt gehen. Ihre 
Zahl hat sich in den letzten 15  
Jahren verdoppelt. Hinzu kommt 
die versteckte Altersarmut. Zukünf­
tig droht Altersarmut noch mehr 
zu einem Massenphänomen zu 
werden.

Wer monatlich 2500 Euro brut­
to bekommt, muss heute 40 Jahre 
in die Rentenkasse einzahlen, um 

eine Rente über der Grundsiche­
rung zu erreichen. Nach einer DIW-
Studie steht in 20 Jahren jedem 
fünften Neurentner ein Leben in 
Armut bevor. Und dies selbst bei 
guter wirtschaftlicher Entwicklung 
und unter Berücksichtigung aller 
Alterseinkünfte. Am stärksten be­
troffen sind Alleinerziehende und 
Geringverdienende. 

Wer monatlich 2500 Euro 
brutto bekommt, muss 
heute 40 Jahre in die Ren-
tenkasse einzahlen, um 
eine Rente über der Grund-
sicherung zu erreichen.

!
Die gesetzliche Rente ist immer 

ein Spiegel des Erwerbslebens und 
damit auch des Arbeitsmarktes. 
Die Zerstörung der Ordnung auf 
dem Arbeitsmarkt hat Arbeit ent­
wertet. Niedriglöhne und prekäre 
Beschäftigung führen zu Armuts­

renten. Die Rentenpolitik tat ein 
Übriges. Anfang dieses Jahrtau­
sends opferten SPD und Grüne die 
Lebensstandardsicherung und Ar­
mutsfestigkeit für stabile Beiträge. 
Eine veränderte Rentenformel ent­
koppelte die Rente von den Löhnen. 
Dadurch wurde das zukünftige 
Rentenniveau gesenkt. Diese so 
genannten Reformen drücken das 
Sicherungsniveau der gesetzlichen 
Rente von 53 bis 2030 auf magere 
44 Prozent.

Die entstehende Versorgungs­
lücke sollte durch eine private  
kapitalgedeckte Altersvorsorge 
(Riester-Rente) geschlossen werden. 
Die private Vorsorge kann jedoch 
die Rentenkürzungen nicht ausglei­
chen. Millionen Geringverdienende 
können nicht privat vorsorgen, da 
ihnen das nötige Kleingeld fehlt.

Ökonomie der Alterssicherung
Die Rentenkürzungen waren nie 

alternativlos. Ein längeres Leben 
und weniger Kinder machen die 
Rente nicht unbezahlbar. Zwar 
werden immer weniger beitrags­
zahlende Beschäftigte immer mehr 
Rentnerinnen und Rentner versor­
gen müssen. Heute finanzieren drei 
Erwerbsfähige eine Rentnerin. In 
über 40 Jahren sollen auf eine Ren­
tenbezieherin nur noch 1,6 arbeits­
fähige Menschen kommen. Dieser 
demografische Wandel ist aber 
nicht neu. Zwischen 1950 und 
2010 halbierte sich schon einmal 
die Zahl der Erwerbsfähigen, die 
eine Rentnerin versorgen musste. 
Gleiches gilt für den Zeitraum von 
1910 bis 1960. Damals führten die 
höheren Versorgungslasten aber 
nicht dazu, das Rentenniveau zu 
senken.

Entwicklung des Netto-Rentenniveaus vor Steuern 1990–2032
Netto-Standardrente vor Steuern (45 Versicherungsjahre) in % des durchschnittlichen Jahresentgelts
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Die Rentenreformen der 2000er Jahre haben das Rentenniveau deutlich gesenkt. 
Quelle: Daten bis 2018: Deutsche Rentenversicherung Bund (zuletzt 2018), Rentenversicherung in Zeitreihen 2012
Daten ab 2019: Bundesregierung (2018), Rentenversicherungbericht 2018
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Der Sozialstaat kann die 
Alterung der Gesellschaft 
ohne Leistungsabbau be-
wältigten. Dafür muss die 
Produktivität steigen.

!
Der Sozialstaat kann die Alte­

rung der Gesellschaft ohne Leis­
tungsabbau bewältigten. Wenn  
die Produktivität hinreichend steigt,  
sind die finanziellen Lasten des  
demografischen Wandels tragbar. 
Drei Beschäftigte produzieren heute 
mehr als sechs Beschäftigte vor  
60 Jahren. Technischer Fortschritt, 
eine effizientere Unternehmens­
organisation und höhere Bildung 
werden auch in Zukunft dafür  
sorgen, dass die einzelne Arbeit­
nehmerin immer mehr Waren und 
Dienstleistungen erzeugen kann. 
Dann sind auch höhere Beitragsätze 
verkraftbar. Zumal privat vorzu­
sorgen teurer wäre: Die gesetzliche 
Rentenversicherung hat niedrigere 
Verwaltungskosten als eine private 
Vorsorge, ihre Rentenzahlungen 
wachsen dynamisch mit den Löh­
nen – und die Hälfte der Beiträge 
wird durch die Arbeitgeber gezahlt.

Noch größer wird der Finanzie­
rungsspielraum der gesetzlichen 
Altersvorsorge, wenn es gelingt, 
mehr Menschen in Arbeit zu brin­
gen. Mehr sozial Versicherte, weni­
ger Arbeitslose, mehr erwerbstäti­
ge Frauen und Zuwanderung füllen 
die Rentenkassen.

Reparaturen
Im letzten Jahrzehnt zwang die 

sinkende Kaufkraft der Renten die 
Politik, ihren rentenpolitischen Kurs 
zu korrigieren. Die große Koalition 
aus CDU/CSU und SPD ermöglichte 
die Rente mit 63. Fortan konnten 
Beschäftigte mit mindestens 45 
Beitragsjahren ohne Abschläge  
früher in Rente gehen. Diese Ren­
tenreform half Berufsgruppen mit 
schwerer körperlicher und psychi­
scher Belastung, die nicht mehr bis 
zum offiziellen Renteneintrittsalter 
arbeiten konnten.

Später stabilisierte die Große 
Koalition das Rentenniveau zu­
nächst bis 2025 bei 48 Prozent.  
So konnte ein Sinkflug des Siche­
rungsniveaus auf 44 Prozent ver­
hindert werden. Eine Sicherung des 
Lebensstandards konnte jedoch 
nicht erreicht werden. 

Im Jahr 2020 beschloss die 
CDU/CSU-SPD-Koalition die so ge­
nannte Grundrente. Letztere wertet 
geringe Rentenansprüche auf und 
würdigt damit die Arbeits- und  
Lebensleistung von Millionen Men­
schen. Wer mindestens 33 Jahre 
lang Beiträge gezahlt oder Erzie­
hungs- und Pflegezeiten vorweisen 
kann, bekommt in der Regel einen 
Zuschlag und somit eine höhere 
Rente. Davon profieren vor allem 
geringverdienende Frauen. 

In Würde altern
In einem reichen Land müssen 

Alle im Alter in Würde leben kön­
nen. Der emanzipatorische Grund­
gedanke der Sozialversicherung 
war, die Menschen von staatlicher 
oder mildtätiger Zuweisung unab­
hängig zu machen.

In einem reichen Land müs-
sen alle im Alter in Würde 
leben können.!

Die Gewerkschaften streiten für 
eine armutsfeste und lebensstan­
dardsichernde Rente. Das Siche­
rungsniveau muss über 50 Prozent 
liegen. Dafür sollte die Rentenfor­
mel korrigiert werden. Arbeitslosig­
keit, Kindererziehung und Pflege 
sowie gering entlohnte Erwerbs­
phasen sollten rentenrechtlich auf­
gewertet werden. Wer aus gesund­
heitlichen Gründen nicht arbeiten 
kann, darf nicht mit Abschlägen 
bestraft werden. Das gilt beson­
ders für die Bestandsrentnerinnen 
in Erwerbsminderungsrente. Die 
Grundrente muss verbessert wer­
den, so dass Menschen, die ihr Le­
ben lang gearbeitet haben, später 
nicht zum Sozialamt müssen. Dafür 
müssen Einkommensprüfung und 
Abschlag abgeschafft werden. 

Mittelfristig sollte die gesetz­
liche Rentenversicherung zu einer 
Erwerbstätigenversicherung aus­
gebaut werden, die alle Erwerbs­
tätigen einbezieht. Die Gewerk­
schaften wollen auch eine bessere 
und weiter verbreitete betriebliche 
Altersversorgung, Riester hingegen 
ist gescheitert. Die staatliche För­
derung der privaten kapitalgedeck­
ten Vorsorge sollte eingestellt  
werden. Solche wirklichen Refor­
men würden ein Altern in Würde 
wieder ermöglichen.
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Gute Gesundheitsversorgung für alle!

In der Pandemie wurde unser  
Gesundheitssystem auf die Probe 

gestellt. In den Kliniken machten 
Ärztinnen, Pflegerinnen und Reini­
gungskräfte einen aufopferungs­
vollen Job. Das deutsche Gesund­
heitswesen ist auf den ersten Blick 
in einem guten Zustand. Die Bun­
desrepublik hat mehr Krankenhäu­
ser, Ärzte, Betten und medizinische 
Geräte als viele ihrer Nachbarn.  
Zudem ist fast die ganze Bevölke­
rung krankenversichert. Das viert­
teuerste Gesundheitssystem der 
Welt leidet nicht unter Geldman­
gel, sondern unter einer ungerech­
ten und oft ineffizienten Verteilung 
und Verwendung der Mittel. 

Gesundheit als Ware 
Das Diktat der Ökonomie hat 

die Versorgung mit medizinischen 
und pflegerischen Leistungen ver­
schlechtert. Deswegen zeigte die 
Corona-Pandemie die Grenzen eines 
zunehmend auf Profit ausgerichte­
ten Gesundheitswesens auf. Nach 
Ausbruch der Pandemie fehlten  
in den Kliniken Intensivbetten,  
Beatmungsgeräte, Pflegepersonal, 
Schutzkleidung und Desinfektions­
mitteln. In den letzten Jahrzehnten 
hat die Kommerzialisierung des 
Gesundheitswesens die Versor­
gungsqualität und Arbeitsbedin­
gungen verschlechtert. Krisen­
puffer wurden abgebaut. 

Das Diktat der Ökonomie 
hat die medizinische und 
pflegerische Versorgung 
verschlechtert. !

Bis Anfang der 1990er Jahre 
durften Krankenhäuser keine  
Gewinne erwirtschaften. Heute ist 
jedes dritte Krankenhaus in privater 
Hand und auf Profit getrimmt.  
Fresenius, Helios, Rhön, Asklepios 
& Co. konzentrieren sich auf die 
lukrativen Behandlungsfälle, spa­
ren beim Personal und schließen 
unrentable Stationen. Wer nicht 
mitspielt, macht keine Gewinne 
und muss irgendwann dichtma­
chen. Seit der Jahrtausendwende 
wurden 300 Hospitäler – 14 Pro­
zent aller Krankenhäuser – ge­
schlossen. 

Die Pflegeeinrichtungen waren 
bis Mitte der 1990 Jahre gemein­
nützigen Trägern vorbehalten. 
Nach Einführung der Pflegeversi­
cherung wurden erstmalig auch 
profitorientierte Unternehmen zu­
gelassen. Heute sind zwei von fünf 
Pflegeheimen in privater Hand.

Privatisierung ohne Ende
Krankenhäuser in Deutschland nach Trägerschaft
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(2000) ersetzte das Selbstkosten­
deckungsprinzip durch ein System 
der Fallpauschalen (DRG). Budgets 
und Pauschalen machten aus Kran­
kenhäusern Wirtschaftsbetriebe. In 
den Pflegeeinrichtungen wurde der 
Selbstkostennachweis auf Preise 
umgestellt, die zwischen Anbietern 
und Kassen ausgehandelt werden. 
Die profitorientierte Krankenhaus­
steuerung lässt Ärzte und Kliniklei­
tungen Operationen verschieben, 
unnötige medizinische Eingriffe 
vornehmen, Patienten früher ent­
lassen oder erst überhaupt nicht 
aufnehmen. Das Ergebnis ist eine 
Fehlsteuerung sowie gleichzeitig 
eine Unter- und Überversorgung 
mit medizinischen und pflegeri­

schen Leistungen. Nicht rentable 
Leistungen wie die Pflege wurden 
abgebaut. In den Krankenhäusern 
fehlen für eine bedarfsgerechte 
Versorgung über 100.000 Pflege­
kräfte. 

In der Altenpflege beläuft sich 
der Personalmangel auf 115.000 
Pflegekräfte. Nach Abschaffung 
der Personalstellenverordnung 
(1995) wurden in der Pflege über 
50.000 Vollzeitstellen abgebaut. 
Pflegekräfte sind schlecht bezahlt 
und ihre Arbeit ist sehr anstren­
gend. Sie müssen hierzulande 
mehr Patienten betreuen als in vie­
len Nachbarländern. In den letzten 
Jahren kündigten zehntausende 
Pfleger und Pflegerinnen wegen 
Überlastung. Vor der Pandemie 

mussten drei von vier Intensivstati­
onen ihre Betten wegen Personal­
mangels sperren. In der Corona­
krise reagierte Gesundheitsminister 
Jens Spahn auf diesen Personal­
notstand, indem er die Personal­
untergrenzen für Krankenhäuser 
aufhob. Dadurch verschärfte er die 
Arbeitsbelastung der Pflegekräfte.

Doch damit nicht genug. Die 
unzureichende Finanzierung der 
Krankenhäuser durch die Bundes­
länder verursachte einen Investiti­
onsstau. Seit 1991 schrumpften 
die Ausgaben der Länder für OP-
Säle, Bettenhäuser, Kernspintomo­
grafen etc. um fast 40 Prozent. Der 
Investitionsstau beläuft sich heute 
auf mindestens 30 Milliarden Euro.
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Arm stirbt früher 
Arme sterben früher und Reiche 

leben länger. Die Lebenserwartung 
armer Männer ist zehn Jahre nied­
riger als die von reichen Männern. 
Privat- und Kassenpatienten wer­
den ungleich behandelt. Ärztinnen 
verdienen mit Privatpatienten mehr 
Geld, weswegen gesetzlich Versi­
cherte häufig schlechter versorgt 
werden und länger warten müs­
sen. Über ein Fünftel ihres Einkom­
mens erwirtschaften Mediziner­
innen und Mediziner mit zehn 
Prozent ihrer Patienten, den privat 
Versicherten. Privatpatienten haben 
im Gegensatz zu gesetzlich Ver­
sicherten direkten Zugang zur  
ambulanten fachärztlichen Versor­
gung im Krankenhaus und zu  
medizinischen Innovationen. 

Arme sterben früher als 
Reiche. Reiche Männer le-
ben durchschnittlich zehn 
Jahre länger als arme Män-
ner.

!
Das duale System der Kranken­

versicherung führt zu einer unge­
rechten Verteilung der Finanzie­
rungslasten. Privatversicherte 
beteiligen sich nicht am Solidaraus­

gleich der gesetzlich Krankenver­
sicherten. Die Beitragsbemessungs­
grenze der GKV sorgt dafür, dass 
Besserverdienende relativ geringe 
Beiträge zahlen. Geringverdienende 
werden hingegen durch Zuzahlun­
gen für Medikamente, zahnärzt­
liche Behandlungen und Reha-
Maßnahmen überdurchschnittlich 
belastet. Damit finanzieren über­
wiegend untere und mittlere  
Einkommen die Gesundheitsver­
sorgung.

Gemeinwohlorientiertes  
Gesundheitswesen

Die Pandemie zeigt, wie wichtig 
ein gutes öffentliches Gesundheits­
system ist. Die Leistungsfähigkeit 
des Gesundheitswesens entschei­
det im wahrsten Sinne des Wortes 
über Leben und Tod. Das wurde 
besonders deutlich in Italien, Spa­
nien und Großbritannien, wo das 
öffentliche Gesundheitssystem in 
den letzten Jahren kaputtgespart 
wurde. Es ist kein Zufall, dass aus­
gerechnet diese Länder die meisten 
Infizierten und Toten hatten. Vom 
weitgehend privatisierten US-ame­
rikanischen Gesundheitswesen 
ganz zu schweigen. 

Gesundheit ist keine Ware. 
Pflegerische und medizini-
sche Leistungen müssen 
gesellschaftlichen Bedürf-
nissen folgen und gesell-
schaftlich geplant werden.

!
Gesundheit ist keine Ware

Die Erbringung pflegerischer 
und medizinischer Leistungen muss 
gesellschaftlichen Zielen und  
Bedürfnissen folgen sowie Gegen­
stand gesellschaftlicher Planung 
sein. Die Privatisierung von  
Krankenhäusern war ein Irrweg. 
Das System der Fallpauschalen 
muss abgeschafft werden.

Kranken- und Altenpflege  
müssen aufgewertet werden. Mit 
Hilfe einer gesetzlichen Personal­
bemessung kann eine bedarfsge­
rechte Versorgung verbindlich 
durchgesetzt werden. In der Alten­
pflege brauchen wir einen Flächen­
tarifvertrag.

Das duale System aus gesetzli­
cher und privater Krankenversiche­
rung muss in eine solidarische  
Bürgerversicherung überführt wer­
den. Außerdem sollte die Pflege­
versicherung zu einer Pflegevollver­
sicherung weiterentwickelt 
werden.
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Voraussetzung für ein Arbeits­

verhältnis sowie für soziale und 
kulturelle Teilhabe. Deshalb ver­
wundert es nicht, dass schon früh 
auch das Wohnen zu den Aufgaben 
des Sozialstaats gehörte. Und 
schon früh entstand das gemein­
nützige Vermieten als wichtiger 
Pfeiler des Wohnungsbaus. Heute 
stellen Kommunen, aber auch 
manche Bundesländer in hohem 
Umfang bezahlbaren Wohnraum 
zur Verfügung. Zugleich ist das 
Bau- und Mietrecht staatlich regu­
liert. Obdachlosigkeit zu verhin­
dern, ist eine immer wichtigere 
Aufgabe der Sozialen Arbeit. 

Seit einigen Jahren verschärft 
sich die Situation auf den Woh­
nungsmärkten insbesondere in  
den großen Städten drastisch. Der 
wichtigste Grund dafür: Der Sozial­
staat erfüllt seine wohnungspoliti­
schen Aufgaben nicht mehr aus­
reichend. Schon seit den 1980er- 
Jahren wurden ganze Wohnungs­
bestände privatisiert und Regulie­
rungen abgebaut. Öffentliche und 
gemeinnützige Wohnungsunter­
nehmen gerieten ins Hintertreffen, 
die Gemeinnützigkeit wurde 1990 

sogar abgeschafft. Fördergelder im 
Bereich des Sozialen Wohnungs­
baus wurden reduziert. 

Bis in die 2000er Jahre hinein 
glaubten viele, die Wohnungsfrage 
in Deutschland sei gelöst. Die tat­
sächliche Entwicklung aber zeigt: 
Dies war ein großer, fataler Irrtum.

„Mehr Markt“ in der 
Wohnraum-Versorgung 
führte vielerorts zu höhe-
ren Profiten und höheren 
Mieten.

!
Für eine sozialere  
Wohnungspolitik

Der Sozialstaat muss seine  
Verantwortung für das Wohnen 
wieder stärker wahrnehmen.
• �Wir brauchen eine Stärkung  

öffentlicher Wohnungsunterneh­
men – hier sind Bund, Länder 
und Kommunen gleichermaßen 
in der Verantwortung. Anders als 
private und genossenschaftliche 
können öffentliche Wohnungs­
unternehmen direkt und unmit­
telbar politisch gesteuert werden. 

• �ver.di setzt sich für eine neue 
Wohngemeinnützigkeit ein.  

Unternehmen, die dauerhaft be­
zahlbaren Wohnraum zur Verfü­
gung stellen und ihre Gewinne 
begrenzen, erhalten steuerliche 
Vorteile oder Zuschüsse. 

• �Die Förderungen des sozialen 
Mietwohnungsbaus sind weiter 
anzuheben, denn die Zahl miet­
preisgebundener Wohnungen 
geht seit vielen Jahren drastisch 
zurück (zwischen 1986 und heute 
von 3,4 Mio. auf etwa eine Mio).

• �Durch den Mangel an Wohn­
raum, der vielerorts herrscht,  
verfügen Vermieterinnen und 
Vermieter über eine enorme 
Machtposition. Dies ermöglicht 
unsoziale und schädliche Extra­
profite. Der Staat muss daher 
deutlich mehr noch als bisher  
in die Festsetzung der Mieten 
eingreifen. 

Wohnen – gesund und  
bezahlbar für alle!

• ��2019 lebten fast 14 Prozent 
der Bevölkerung und über 48 
Prozent der armutsgefährde­
ten Bevölkerung in Haushal­
ten, die mehr als 40 Prozent 
ihres Einkommens für Wohn­
kosten aufwenden – üblicher­
weise gelten 30 Prozent als 
akzeptabel (Quelle: Statisti­
sches Bundesamt).

• ��Der weitaus wichtigste Grund 
für die hohe Wohnkosten­
belastung sind die vielerorts 
steigenden Mieten: So stiegen 
die Neuvertragsmieten in den 
sieben größten deutschen 
Städten zwischen 2010 und 
2019 durchschnittlich um über 
59 Prozent, in den 127 größ­
ten deutschen Städten im  
gleichen Zeitraum um über 47 
Prozent (Quelle: Bundesbank).

• ��Die Gesamtmieten stiegen  
weniger stark an, stellen 
gleichwohl aber für viele 
Haushalte eine große und zu­
nehmende Belastung dar.

Wenn das Geld nicht reicht
Überlastung durch Wohnkosten nach Wohnstatus 2018 (in Prozent der jeweiligen Gruppe) 
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Über ein Fünftel der Haushalte, die eine Wohnung am „freien“ Markt mieten, sind 
durch die Kosten überlastet. Als überlastet gilt hier ein Haushalt, der mehr als 40 Pro­
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Familien und Kinder: gleiche Chancen  
und gute Bildung für alle!

Familien mit Kindern waren durch 
die Schließung von Kitas und 

Schulen von der Corona-Krise  
besonders stark betroffen. In 
Deutschland leben knapp 14 Milli­
onen Kinder und Jugendliche unter 
18 Jahren, gut ein Sechstel der  
Bevölkerung. 5,3 Millionen Kinder 
und Jugendliche, knapp 40 Prozent, 
haben einen Migrationshinter­
grund, etwa acht Prozent eigene 
Migrationserfahrung. Knapp ein 
Fünftel der Familien bilden Allein­
erziehende, davon 85 Prozent 
Frauen. Diese Gruppen haben be­
sonders häufig Schwierigkeiten 
oder sind von Armut bedroht.

Während Väter zu über 90 Pro­
zent in Vollzeit erwerbstätig blei­
ben, sind fast zwei Drittel der Mütter 
von kleinen Kindern unter drei Jah­
ren nicht erwerbstätig. Bei älteren 
Kindern sind zwar mittlerweile die 
meisten Mütter wieder erwerbs- 
tätig, etwa zwei Drittel aber nur in 
Teilzeit oder geringfügig. Das ist 

der Hauptgrund für den Einkom­
mensrückstand der Frauen gegen­
über den Männern im Lebensver­
lauf und damit auch bei der Rente. 
Dieser liegt mit etwa 40 Prozent 
weit höher als die auf die Arbeits­
stunde bezogene Lohnlücke –  
gender pay gap – von 18 Prozent.

Mutterschaft ist der  
wichtigste Grund für die 
Benachteiligung von Frau-
en im Erwerbsleben und 
beim Einkommen.

!
Armutsrisiko und Bildungs
benachteiligung

Zwei von fünf Haushalten von 
Alleinerziehenden und fast ein 
Drittel der Paarhaushalte mit drei 
und mehr Kindern sind von Armut 
bedroht. Kinderarmut bedeutet da­
bei zugleich schlechtere Bildungs- 
und Zukunftschancen. Mit Migrati­
onshintergrund ist das Armutsrisiko 
mehr als doppelt so hoch wie ohne. 

In der Corona-Pandemie hatten 
Kinder aus einkommensschwachen 
Familien besonders zu leiden, zu­
meist in kleinen Wohnungen, ohne 
Garten, ohne hinreichende digitale 
Geräte zum Lernen.

Schülerinnen und Schüler aus 
einkommensschwachen Familien 
landen meist auf den Haupt- und 
Realschulen. Die Kinder des ein­
kommensstärksten Viertels der  
Bevölkerung haben eine sechsmal 
höhere Wahrscheinlichkeit, das 
Gymnasium zu besuchen, als  
Kinder aus dem einkommens­
schwächsten Viertel. Drei von fünf 
Kindern, deren Mütter mindestens 
Abitur haben, gehen aufs Gymna­
sium. Aber nur jedes zehnte Kind, 
dessen Mutter maximal einen 
Hauptschulabschluss besitzt,  
besucht das Gymnasium. Und 
während an Hauptschulen fast 60 
Prozent einen Migrationshinter­
grund haben, sind es an Gymnasien 
nur 30 Prozent.

Nach dem frühen Schulwechsel 
ist der weitere Bildungsweg vor­
programmiert. Übergänge in ande­
re Schulformen gibt es meist nur 
nach unten. 7 Prozent der Jugend­
lichen erreichen überhaupt keinen 
Schulabschluss. Der Großteil 
kommt aus bildungsfernen, sozial 
benachteiligten Familien. Notwen­
dig ist daher ein Bildungswesen, in 
dem die Kinder und Jugendlichen, 
auch Behinderte, möglichst lange 
gemeinsam lernen und nicht auf 
verschiedene Schulformen aufge­
teilt werden.

Kindergrundsicherung
Der Staat unterstützt Familien 

mit einem monatlichen Kindergeld 
von 219 Euro. Für das dritte Kind 
gibt es 225 und für das vierte Kind 
250 Euro. Familien mit sehr gerin­
gem Einkommen können zusätzlich 
einen Kinderzuschlag von bis zu 

Kinder haben und sind ein besonderes Armutsrisiko
Armutsgefährdungsquoten in Prozent
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Alleinerziehende und ihre Kinder haben das höchste Risiko in Armut zu leben. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Sozialberichterstattung
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205 Euro je Kind beantragen – so­
fern sie nicht ohnehin auf Hartz-IV-
Leistungen angewiesen sind. Diese 
Leistungen sind zu niedrig und wer­
den auch aufgrund des Antragsver­
fahrens oft nicht in Anspruch ge­
nommen, obwohl Bedarf bestünde.

Die Gewerkschaften for-
dern die Einführung einer 
Kindergrundsicherung,  
die insbesondere gering
verdienende Familien  
besser stellt. 

!
Das DGB-Konzept für eine Kin­

dergrundsicherung sieht so aus: 
Die bisherigen Geldleistungen und 
Steuervergünstigungen des Staates 
für Kinder sollen zu einer Kinder­
grundsicherung zusammengefasst 
werden. Alle sollen ein erhöhtes 
Kindergeld von 240 Euro im Monat 
erhalten, hinzu kommt bei gerin­
gen Einkommen ein Zusatzbetrag. 
Insgesamt sollen so bis zu 364 Euro 
für Kinder unter sechs Jahren und 
bis zu 504 Euro für Jugendliche ab 
14 Jahren gezahlt werden. Der Zu­
satzbetrag soll bei einem verfüg­
baren Nettoeinkommen oberhalb 
1040 Euro für ein Elternteil bis 
etwa 1800 Euro allmählich abge­
schmolzen werden.

Auf diese Weise würden auch 
viele erwerbstätige Familien aus 
diesem System und den damit  
verbundenen Erschwernissen her­
ausgeholt, die nur aufgrund ihrer 
Kinder bedürftig sind. Das betrifft 
ein Drittel der Kinder, die Hartz IV 
beziehen. Aber auch Familien mit 
mittleren Einkommen und damit 
die Mehrheit aller Kinder würden 
von höheren Leistungen profitie­
ren. Durch die Stärkung der Kauf­
kraft von Familien, die das Geld 
wirklich brauchen, würde die Re­
form auch wirtschaftlich positiv 
wirken. So zeigte der in der Coro­
na-Krise gezahlte Kinderbonus 
deutlich stärkere Nachfrageeffekte 
als die befristete Mehrwertsteuer­
senkung.

Kindertageseinrichtungen  
ausbauen!

Damit alle Kinder eine gute  
Förderung bekommen und Eltern 
Beruf und Familie vereinbaren  
können, sind flächendeckend  
qualitativ hochwertige Angebote  
in Kindertagesstätten notwendig. 
Doch trotz des erheblichen Aus­
baus der Angebote in den letzten 
20 Jahren kann der seit 2013  
bestehende Rechtsanspruch der  
Eltern nur mangelhaft eingelöst 
werden. 

Für eine qualitativ hoch-
wertige Kita-Erziehung 
werden über 100.000 zu-
sätzliche Erzieherinnen und 
Erzieher benötigt.

!
Auch im Schulalter muss ein 

Recht auf ganztägige Bildung,  
Erziehung und Betreuung für alle 
Kinder eingeführt und realisiert 
werden. Um bis zum Jahr 2025 für 
80 Prozent der Schülerinnen und 
Schüler eine Ganztagsbetreuung 
bereitzustellen, in welcher die Be­
treuungszeit zur Hälfte für schuli­
sche Angebote genutzt wird, sind 
zusätzlich etwa 50.000 Lehrerin­
nen und Lehrer und weitere Fach­
kräfte erforderlich. Der Finanz- und 
Personalbedarf ist noch deutlich 
höher, wenn die bis 2030 weiter 
steigenden Schülerzahlen berück­
sichtigt werden.

Auch in der Kinder- und Jugend­
hilfe gibt es einen ungedeckten 
Personalbedarf von über 20.000 
Fachkräften. Auch hier müssen die 
Personalausstattung, die Arbeits­
bedingungen und die Bezahlung 
der Beschäftigten verbessert werden.
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Wahrgenommener Investitionsrückstand in den Kommunen 2019

Insgesamt
147 Mrd. EUR

Straßen
37,1 Mrd. EUR

25,3%

Gesundheit
1,1 Mrd. EUR

0,8%

Kultur
6,2 Mrd. EUR

4,2%

Kitas
9,7 Mrd. EUR

6,6%

Wasser
8,1 Mrd. EUR

5,5%

Verwaltungsgebäude
12,9 Mrd. EUR

8,8%

ÖPNV
0,3 Mrd. EUR

0,2%

Abfall
0,1 Mrd. EUR

0,1%

Sport
10,3 Mrd. EUR

7,0%

Wohnen
1,9 Mrd. EUR

1,3%

Feuerwehr
9,3 Mrd. EUR

6,3%

Sonstiges
3,0 Mrd. EUR

2,0%

IT
2,8 Mrd. EUR

1,8%

Schulen
44,2 Mrd. EUR

30,1%

Die chronische Unterfinanzierung vieler Städte und Gemeinden geht zu Lasten der Investitionen. 
Quelle: KfW-Kommunalpanel 2020, durchgeführt vom Difu von September bis Oktober 2019

Die Pandemie rückte die Daseins­
vorsorge ins Scheinwerferlicht. 

Das gesellschaftliche Leben wäre 
ohne den öffentlichen Nah- und 
Fernverkehr, ohne Müllentsorgung, 
ohne Kommunikations- und Daten­
netze, ohne Feuerwehr, ohne  
medizinische Versorgung, ohne Was­
serwerke, ohne Polizei, ohne öffent­
liche Verwaltung und ohne Energie­
versorgung zusammengebrochen. 

Die Daseinsvorsorge hat ihre 
geschichtlichen Wurzeln in der  
Industrialisierung. In den wachsen­
den Ballungsräumen konnte die 
Bevölkerung sich nicht mehr selbst 
versorgen. Die Stadtbewohner 
konnten keinen eigenen Strom er­
zeugen, keine Brunnen bohren und 
ihren Arbeitsweg häufig nicht zu 
Fuß zurücklegen. Müllberge und 
stehende Abwässer begünstigten 
die Ausbreitung von Epidemien. 
Deshalb errichteten die Kommunen 
die notwendigen Infrastrukturen. 
Dazu gehörten Wasserwerke, Müll­

entsorgung, die Kanalisation sowie 
Strom- und Verkehrsnetze. Die Wei­
marer Republik und später die Bun­
desrepublik und die DDR stärkten 
die öffentliche Daseinsvorsorge. Der 
soziale und gemeinnützige Woh­
nungsbau, die Verkehrsinfrastruk­
tur, das Gesundheits- und Bildungs­
wesen sowie Freizeit- und Kultur- 
einrichtungen wurden ausgebaut.

In den 1990er Jahren unterwarf 
eine neoliberale Politik der Libera­
lisierung, Privatisierung und des  
Sozialabbaus die Daseinsvorsorge 
immer mehr der Profitlogik. Das 
Bildungs- und Gesundheitswesen 
und der Wohnungsmarkt wurden 
verstärkt der Markt- und Profitlogik 
untergeordnet. Bahn, Energiever­
sorgung, Postdienste und Telekom­
munikation wurden auf Rendite 
getrimmt. Viele Bereiche der  
Daseinsvorsorge leiden heute unter 
Investitionsstau und Personal­
mangel. Zudem sind sie chronisch 
unterfinanziert. 

Investitionsstau
Über zwei Jahrzehnte floss zu 

wenig Geld in die physische und so­
ziale Infrastruktur des Landes. In den 
Städten und Gemeinden sind die 
Abschreibungen, der laufende Wert­
verlust der öffentlichen Anlagen, höher 
als die Investitionen, der öffentliche 
Kapitalstock verfällt. Allein der kom­
munale Investitionsstau beläuft sich in­
zwischen auf fast 150 Milliarden Euro. 

Die Folgen sind unübersehbar. 
Die Lebensqualität breiter Bevölke­
rungskreise verschlechtert sich und 
die wirtschaftliche Leistungsfähig­
keit der Unternehmen leidet. In  
Kitas, Schulen und Universitäten 
müssen künftig bis zu 45 Milliar­
den Euro jährlich investiert werden. 
Der Investitionsstau bei öffentlichen 
Krankenhäusern wuchs auf 30 Mil­
liarden Euro. Vor vergleichbaren 
Herausforderungen steht der  
Wohnungsbau. Jedes Jahr müssten 
400.000 neue Wohnungen – davon 
100.000 Sozialwohnungen – ge­
baut werden, um eine ausreichen­
de Versorgung mit bezahlbarem 
Wohnraum sicherzustellen.

Zwei Jahrzehnte lang  
wurde zu wenig Geld in 
die physische und soziale 
Infrastruktur unseres  
Landes investiert.

!
Die Verkehrsinfrastruktur ist 

marode. Jede dritte Eisenbahnbrü­
cke hat bereits über 100 Jahre auf 
dem Buckel. Seit Mitte der 1990er 
Jahre schrumpfte das Schienennetz 
um fast ein Fünftel. Gleichzeitig 
strichen die Bahnmanager jeden 
sechsten Bahnhof und Haltepunkt. 
Großen Investitionsbedarf gibt es 
aber auch bei Breitband und Ener­
gieversorgung. In den nächsten 
zehn Jahren müssten in beiden Be­
reichen jeweils 40 Milliarden Euro 
investiert werden. 

Daseinsvorsorge und Infrastruktur stärken!



21Personalmangel und  
Niedriglöhne

In den letzten Jahrzehnten  
wurde auch der Ausbau der öffent­
lichen und sozialen Dienstleistun­
gen sträflich vernachlässigt. In  
den Krankenhäusern fehlen über 
100.000 Krankenpflegekräfte. In 
der frühkindlichen Erziehung und 
Betreuung mangelt es bis 2025 an 
etwa 190.000 Fachkräften. In den 
Grundschulen können im gleichen 
Zeitraum voraussichtlich 35.000 
Stellen nicht besetzt werden. Im 
öffentlichen Nahverkehr müssten 
in den kommenden sechs Jahren 
etwa 30.000 neue Beschäftigte 
eingestellt werden. 

Doch damit nicht genug. Die 
Grundversorgung mit lebenswichti­
gen Gütern und Dienstleistungen 
wird teilweise durch schlecht ent­
lohnte Arbeitnehmerinnen und  
Arbeitnehmer sichergestellt. Das 
gilt vor allem da, wo vormals im 
öffentlichen Dienst organisierte  
Tätigkeiten privatisiert oder ausge­
gliedert wurden. Die Beschäftigten 
dieser systemrelevanten Infrastruk­
turen bekommen bis zu 20 Prozent 
weniger Gehalt als Beschäftigte 
anderer Wirtschaftsbereiche.

Starke körperliche und physi­
sche Belastungen, Überstunden 
und bisweilen auch geringe Wert­
schätzung sind an der Tagesord­
nung. Dass die Versorgung mit 
Grundgütern trotzdem noch funk­
tioniert, hängt nicht zuletzt damit 
zusammen, dass viele Berufsgrup­
pen, die tagtäglich mit Menschen 
arbeiten, ein ausgeprägtes Verant­
wortungsbewusstsein haben. Sie 
sind häufig bereit, sich selbst aus­
zubeuten. Das darf aber kein 
Grund sein, so weiterzumachen 
wie bisher – im Gegenteil!

Stärkung der Daseinsvorsorge
Ein moderner Sozialstaat stärkt 

den sozialen Zusammenhalt, för­
dert die wirtschaftliche Entwick­
lung und festigt unsere Demokra­
tie. Dafür muss die physische und 
soziale Infrastruktur modernisiert 
und die Daseinsvorsorge gestärkt 
werden. Deutschland steht im  
Gesundheits- und Bildungswesen, 
in der Pflege, beim Wohnungsbau, 
in der öffentlichen Verwaltung, bei 
Digitalisierung, bei Energie und 
Verkehr sowie Sport und Kultur vor 
großen Herausforderungen. Der 
öffentliche Sektor muss ausgebaut 
werden. Perspektivisch sollten die 
sozialen Dienstleistungen und 
öffentlichen Güter der Verwer­
tungslogik entzogen werden, also 
in öffentliche oder gemeinwirt­
schaftliche Trägerschaft überführt 
werden.

Bund, Länder, Kommunen und 
öffentliche Unternehmen müssen 
mehr Kitaplätze und ganztägige 
Betreuungsangebote für Schüler 
schaffen, mehr Sozialwohnungen 
bauen, den Pflegenotstand beseiti­
gen, mehr Personal in Kitas, Schu­
len und Krankenhäusern einstellen 

sowie die Bahninfrastruktur, Straßen, 
Brücken, Jugendzentren und Sport­
stätten sanieren. Mehr Investitio­
nen in Daseinsvorsorge und soziale 
Dienstleistungen fördern ein quali­
tatives bzw. soziales Wachstum.

Wir brauchen höhere öf-
fentliche Investitionen und 
Ausgaben. Jedes Jahr muss 
ein mittlerer zweistelliger 
Milliardenbetrag zusätzlich 
investiert werden.

!
Das geht nur mit einem höhe­

ren öffentlichen Investitions- und 
Ausgabenpfad. Jedes Jahr muss ein 
mittlerer zweistelliger Milliarden­
betrag zusätzlich investiert werden, 
um allein den großen Investitions­
stau zu überwinden. Das arbeit­
gebernahe Institut der deutschen 
Wirtschaft (IW) und das Institut für 
Makroökonomie und Konjunktur­
forschung (IMK) beziffern den jähr­
lichen öffentlichen Investitionsbe­
darf auf 46 Milliarden Euro. Hinzu 
kommen weitere Mehrausgaben  
in vergleichbarer Höhe, um den 
notwendigen Personalaufbau zu  
finanzieren.
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Finanzierung des Sozialstaats –  
eine Verteilungsfrage

Der deutsche Staat einschließlich 
der Sozialversicherungen hatte 

2019 Ausgaben im Umfang von 
knapp 1600 Milliarden Euro. Das 
entspricht etwa 45 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP), der 
Wirtschaftsleistung. Diese Zahl 
wird als Staatsquote bezeichnet. 
Für Soziale Sicherung, Gesund­
heitswesen, Wohnungswesen, Frei­
zeit und Kultur usw. wurden davon 
knapp 1000, für das Bildungswe­
sen weitere etwa 150 Milliarden 
Euro verwendet. Das sind etwa 29 
bzw. 33 Prozent des BIP. Die größ­
ten Posten waren Ausgaben für  
Alter und Hinterbliebene mit 11,6 
und für das Gesundheitswesen mit 
7,4 Prozent des BIP.

Deutschland gibt ein knap-
pes Drittel seiner Wirt-
schaftsleistung für soziale 
Leistungen und Bildung 
aus.

!

Etwa zwei Drittel der sozial­
staatlichen Ausgaben werden von 
den Sozialversicherungen (gesetzli­
che Renten-, Kranken-, Pflege-, Ar­
beitslosen- und Unfallversicherung) 
getätigt, der Rest von Bund, Län­
dern und Gemeinden. Daneben 
zählen noch von den Arbeitgebern 
gezahlte Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall sowie betriebliche 
Renten und Zusatzversorgungen zu 
den Sozialleistungen, diese machen 
etwa drei Prozent des BIP aus.

Erwerbsarbeit und Volks
einkommen als Grundlage

Alle Einkommen beruhen letzt­
lich auf Wertschöpfung durch  
Erwerbsarbeit. Sie produziert die 
Güter und Dienstleistungen, die 
gekauft werden können. Sozial­
leistungen und alle staatlichen 
Ausgaben müssen letztlich immer 
aus dem Bruttoinlandsprodukt auf­
gebracht werden bzw. enger ge­
fasst aus dem Volkseinkommen, 

also den Löhnen einerseits, Gewin­
nen und Vermögenseinkommen 
andererseits. Auch wenn die Finan­
zierung durch indirekte Steuern 
auf den Verbrauch oder auf die 
Freisetzung von CO2 oder eine 
Wertschöpfungsabgabe bzw. „Ma­
schinensteuer“ erfolgt, letztlich 
wird dadurch immer die verblei­
bende Kaufkraft der Einkommen 
gemindert.

Knapp 90 Prozent der Einnah­
men von Staat und Sozialversiche­
rungen stammen aus Steuern und 
Sozialbeiträgen. Die Sozialbeiträge 
werden überwiegend hälftig vom 
Bruttolohn/-gehalt der Beschäftig­
ten und von den Arbeitgebern ge­
zahlt, die Summe der Beitragsätze 
beträgt 2021 40 Prozent. Wirt­
schaftlich betrachtet sind diese  
Beiträge aber komplett Teil der  
Arbeitnehmerentgelte und der 
Lohnkosten. Der Sozialstaat wird 
damit – und das ist angesichts der 
finanziellen Größenordnungen un­
vermeidlich – ganz überwiegend 
durch die abhängig Beschäftigten 
bezahlt.

Umverteilung zugunsten  
des Kapitals

Die Staats- und Sozialausgaben­
quoten lagen bereits 1995 auf dem 
Niveau von 2019. Durch den An­
stieg der Arbeitslosigkeit und die 
hohen Zugänge in die Rente im 
Gefolge der deutschen Einheit  
stiegen die Ausgaben. Die Beitrag­
sätze wurden bis 2003 auf 42 Pro­
zent erhöht. Durch die Renten­
kürzungen der „Riester-Reformen“, 
die „Hartz-Gesetze“ auf dem  
Arbeitsmarkt und weitere Sozial­

Ausgaben von Staat und Sozialversicherungen
in Deutschland nach Aufgabenbereichen, in Prozent des Bruttoinlandprodukts
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Die hier dargestellte sogenannte Staatsquote ist in Deutschland in den letzten 30 Jahren im Trend gleichbleibend.  
Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, 2020, eigene Berechnungen



23kürzungen der „Agenda 2010“ 
unter Kanzler Schröder fiel die Aus­
gabenquote am BIP in den folgen­
den Jahren um drei Prozentpunkte 
und die Beitragsätze wurden wieder  
unter 40 Prozent gesenkt.

Neoliberale Politik setzte 
seit Mitte der 1990er Jahre 
eine massive Umverteilung 
zugunsten des Kapitals 
durch.

!
Die Bundesvereinigung der  

Arbeitgeberverbände erklärten 
zum Sozialbudget 2019: „Die Ar­
beitgeber bezahlen inzwischen 
34,8 Prozent aller Sozialleistungen, 
während der Staat (32,8 Prozent) 
und die Versicherten (30,9 Prozent) 
jeweils einen geringeren Anteil 
übernehmen.“ Sie verschweigen, 
dass die Arbeitgeber tatsächlich in 
den vorangegangen Jahren stark 
entlastet wurden. Im Jahr 2000  
betrug ihr Finanzierungsanteil  
noch 38 Prozent, 1991 sogar 42 
Prozent.

Hinzu kam eine kräftige steuer­
liche Umverteilung. Nach Berech­
nungen des DIW wurden die unte­
ren 70 Prozent der Bevölkerung 
von 1998 bis 2015 um mehrere 
Prozent ihres Einkommens stärker 
besteuert, während das reichste 
ein Prozent um fünf Prozentpunkte 
entlastet wurde. Hintergrund war 
vor allem die Senkung des Spitzen­
steuersatzes von 53 auf 42 Prozent 
und mehrere Unternehmenssteuer­
senkungen. Die Vermögensteuer 
wird bereits seit 1997 nicht mehr 
erhoben.

Finanzierungsbedarfe
In der Corona-Krise ist die 

Staatsquote 2020 auf etwa 51 Pro­
zent am BIP angestiegen, weil die 
Sozialausgaben zunahmen, vor  
allem für Kurzarbeitergeld, Grund­
sicherung bei Erwerbslosigkeit,  
für das Gesundheitswesen und für 
Subventionen an Unternehmen, 
während zugleich das Bruttoin­
landsprodukt zurückging. Die 
Finanzierung erfolgte durch Auf­
lösung von Rücklagen und staat­
liche Kreditaufnahme. 2021 wird 
durch die anhaltende Krise ein wei­
terer Anstieg folgen. In den kom­
menden Jahren wird die Staats­
quote aber ähnlich wie nach der 
Finanzkrise 2008/2009 wieder 
deutlich abnehmen. 

In den kommenden Jahrzehnten 
ist allerdings aufgrund höherer 
Ausgaben durch den Übergang  
geburtenstarker Jahrgänge in die 
Rente ein Anstieg der Sozialleis­
tungsquote absehbar bzw. erfor­
derlich. Vor diesem Hintergrund 
fordern Unternehmerverbände und 
Neoliberale, dass die Beitragsätze 
zu den Sozialversicherungen dau­
erhaft auf maximal 40 Prozent ge­
deckelt werden sollen. Sie wollen 
so die Lohnkosten begrenzen und 
einer Minderung ihrer Profitmar­
gen entgegenwirken.

ver.di lehnt eine Deckelung der 
Sozialbeiträge auf 40 Prozent und 
damit drohende Sozialkürzungen ab.

Beitragsätze zu den Sozialversicherungen seit 25 Jahren stabil
Summe der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge, in Prozent des Bruttolohns 
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Die Beitragsbelastung von abhängig Beschäftigen und Unternehmen hat sich in den letzten Jahrzehnten kaum 
verändert. Quelle: Deutsche Rentenversicherung

Voraussichtliche Entwicklung der Beitragssätze zu den Sozialversicherungen

2021 2024/25 2030
Gesetzliche Rentenversicherung 18,6% 19,7% 21,2%
Gesetzliche  
Krankenversicherung

gesetzlicher Beitragssatz 14,6% 14,6% 14,6%
kassenindividueller Zusatz­
beitrag im Durchschnitt

1,3% 1,6% 1,6%

Pflegeversicherung 3,05% 3,15% 3,15%
Bundesagentur für Arbeit 2,4% 2,6% 2,6%
Gesamtsozialversicherungsbeitrag 39,95% 41,65% 43,15%
Quelle: Februarschätzung 2021 für die Deutsche Rentenversicherung
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Gegenüber den Beschäftigten 
wird behauptet, dass die Senkung 
der „Lohnnebenkosten“ Sozial­
beiträge mehr Netto bedeuten 
würde. Tatsächlich geht es um eine 
Senkung der Lohnkosten der Ar­
beitgeber. Das zeigen auch ihre 
konkreten Forderungen dazu:  
länger arbeiten, geringere Renten, 
keine Verbesserungen bei der  
Pflege, weitere Leistungsbeschrän­
kungen, höhere Eigenanteile und 
neue Zusatzbeiträge der Versicher­
ten sowie mehr privat bezahlte  
Altersvorsorge. Es profitieren nur 
die Unternehmen – und die privaten 
Versicherungskonzerne.

Sozialabbau abwehren,  
soziale Alternativen!

ver.di fordert dagegen soziale 
Alternativen. Wir wollen perspekti­
visch eine solidarische Rentenver­
sicherung für alle Erwerbstätigen. 
Kranken- und Pflegeversicherungen 
sind zu einer Bürgerversicherung 
umzubauen, in der die gesamte 
Bevölkerung abgesichert wird. Die 
Finanzierung ist durch die Versi­
cherten solidarisch entsprechend 
ihres Einkommens und paritätisch 
durch die Arbeitgeber aufzubrin­
gen (bzw. mit einer Auftraggeber­
abgabe für Solo-Selbstständige).

Durch die damit verbundene 
Einbeziehung bisher nicht beitrags­
pflichtiger Einkommen könnten 
auch die Beitragsätze spürbar ge­
senkt werden.

Schuldenbremse streichen,  
gerechte Steuern!

Die im Zuge der Corona-Krise 
erhöhte Staatsverschuldung ist für 
Deutschland kein Problem, ange­
sichts der Niedrigstzinsen sogar  
ein Gewinngeschäft. Investitionen 
sollten auch künftig über ein sinn­
volles Maß an Krediten finanziert 
werden. Die ideologische Politik 
der „schwarzen Null“ und die 
Schuldenbremse müssen daher 
überwunden werden. Falls Schul­
den getilgt werden sollen, sind die 
dazu notwendigen Finanzmittel 
durch eine zusätzliche Besteuerung 
von Reichen und Profiteuren der 
Krise aufzubringen. Übermäßige 
Altschulden finanzschwacher  
Kommunen müssen durch einen 
Altschuldenfonds von Bund und 
Ländern übernommen werden.

Für die Stärkung des Sozial-
staats, mehr Personal in  
Bildung und Pflege sowie 
bessere soziale Leistungen 
brauchen wir dauerhaft 
höhere Einnahmen aus einer 
gerechten Steuerpolitik.

!
ver.di fordert, dass Reiche und 

finanzstarke Unternehmen stärker 
zur Finanzierung des Gemeinwe­
sens beitragen. Dazu muss endlich 
wieder eine Vermögensteuer mit 
hohen Freibeträgen von einer Milli­
on Euro pro Person erhoben wer­
den. Bei der Erbschaftsteuer muss 
die Begünstigung der Superreichen 
durch die Verschonung großer Ak­
tienpakete und Betriebsvermögen 
abgeschafft werden. Der Spitzen­
steuersatz der Einkommensteuer 
muss erhöht und die Privilegierung 
von Kapitalerträgen beseitigt wer­
den, gleichzeitig sind kleine und 
mittlere Einkommen zu entlasten.

Alle Gewinne aus unternehme­
rischen Aktivitäten müssen voll­
ständig, gerecht und dort besteuert 
werden, wo sie entstehen. Erneute 
Unternehmenssteuersenkungen 
sind abzulehnen, finanzstarke  
Firmen sollten vielmehr höher  
besteuert werden. Die Gewerbe­
steuer muss zu einer Gemeinde­
wirtschaftssteuer ausgebaut  
werden, die alle Unternehmen  
und auch freie Berufe einbezieht. 
Gegen die Steuervermeidung von 
Digitalkonzernen und anderen  
internationalen Großunternehmen 
muss konsequenter vorgegangen 
werden, international müssen 
Mindeststeuersätze von 25 Prozent 
durchgesetzt werden. Durch die 
neue US-Regierung sind die Chan­
cen dafür gestiegen.

Steuerflucht, Betrug und Geld­
wäsche müssen entschiedener  
bekämpft werden, auch durch 
mehr Personal im Steuervollzug. 
Wir brauchen eine Finanztrans­
aktionssteuer auf den Handel mit 
Wertpapieren, Währungen und  
Derivaten. Das Steuerkonzept der 
DGB-Gewerkschaften brächte 
Mehreinnahmen von etwa 60 Milli­
arden Euro im Jahr.

Einnahmewirkungen  
des DGB-Steuerkonzepts im Jahr

Einkommensteuer –12 Mrd. €

Vermögensteuer +28 Mrd. €

Erbschaftsteuer +7 Mrd. €

Unternehmenssteuern +10 Mrd. €

Finanztransaktionssteuer +17 Mrd. €

besserer Steuervollzug +8 Mrd. €

Gesamtmehreinnahmen ca. +60 Mrd. €
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Weiterführende Informationen
n  �ver.di Wirtschaftspolitik:  

https://wipo.verdi.de/

n  �ver.di Materialien zu Sozialstaat,  
Staatsfinanzen, Steuergerechtigkeit: 
https://wipo.verdi.de/
publikationen/++co++57183c20-b7b2-11eb- 
aa4e-001a4a160119 

n  �ver.di Anforderungen an die Parteien  
zur Bundestagswahl 2021: 
https://www.verdi.de/presse/downloads/
pressemappen/++co++7dafb9ea-6491-11eb-81f2-
001a4a16012a

n  �ver.di zur Bundestagswahl 2021  
https://verdi-waehlt.verdi.de/

n  �ver.di Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik:  
https://arbeitsmarkt-und-sozialpolitik.verdi.de/ 

n  �DGB Sozialpolitik:  
https://www.dgb.de/
themen?k%3Alist=Sozialpolitik 

n  �DGB Wirtschaftspolitik  
https://www.dgb.de/themen?k%3Alist=Wirtschaft 

n  �DGB-Steuerkonzept:  
https://www.dgb.de/dgb-steuerkonzept

n  �Hans-Böckler-Stiftung:  
https://www.boeckler.de/de/staat-politik.htm 

n  �Sozialpolitik-aktuell Informationsportal:  
http://www.sozialpolitik-aktuell.de/finanzierung-
datensammlung.html 

n  �Aktuelle Sozialpolitik: 
https://aktuelle-sozialpolitik.de/ 

n  �Netzwerk Steuergerechtigkeit:  
https://www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de/ 

n  �Datenreport 2021:  
https://www.destatis.de/DE/Service/Statistik- 
Campus/Datenreport/_inhalt.html 

n  �Materialien zum Armuts- und Reichtumsbericht: 
https://www.armuts-und-reichtumsbericht.de/DE/
Startseite/start.html 
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